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Gesetzentwurf

der Landesregierung

Thuringer Jugendarrestvollzugsgesetz (ThiirJAVollzG)

A. Problem und Regelungsbediirfnis

Der Vollzug des Jugendarrests greift in Grundrechte der Arrestierten ein
und steht damit unter dem Vorbehalt des Gesetzes. Bisher gibt es nur
wenige im Jugendgerichtsgesetz (JGG) enthaltene Einzelbestimmungen.
Die nahere Ausgestaltung erfolgt bislang durch die Jugendarrestvollzugs-
ordnung (JAVolIzO) in der Fassung vom 30. November 1976 (BGBI. |
S. 3270), zuletzt geandert durch Artikel 53 des Gesetzes vom 8. De-
zember 2010 (BGBI. | S. 1864), einer Rechtsverordnung des Bundes.

Das Bundesverfassungsgericht hat die Regelungen zum Vollzug des Ju-
gendarrests bisher nicht beanstandet. Auch wenn bislang die aufgrund
des Jugendgerichtsgesetzes erlassene Jugendarrestvollzugsordnung
auch im Hinblick auf das Urteil vom 31. Mai 2006 (NJW 2006, S. 2093 ff.)
zum Jugendstrafvollzug keinen durchgreifenden verfassungsrechtlichen
Bedenken begegnet, wird diese Regelung doch der kriminalpolitischen
Bedeutung nicht gerecht.

Wesentliche Gesichtspunkte fur die Fortentwicklung eines zeitgemalen,
humanen und konsequent auf die Férderung der Arrestierten ausgerich-
teten Jugendarrestvollzugs ergeben sich aus folgenden Erwagungen:

Nach § 13 Abs. 1 JGG ahndet der Richter die Straftat mit Jugendarrest
oder anderen Zuchtmitteln, wenn Jugendstrafe nicht geboten ist, den Ju-
gendlichen aber eindringlich zum Bewusstsein gebracht werden muss,
dass sie flr das von ihnen begangene Unrecht einzustehen haben. Der
Vollzug des Jugendarrests soll nach § 90 Abs. 1 JGG das Ehrgefihl der
Jugendlichen wecken und ihnen eindringlich zum Bewusstsein bringen,
dass sie flr das von ihnen begangene Unrecht einzustehen haben. Der
Vollzug soll erzieherisch gestaltet werden und den Jugendlichen hel-
fen, die Schwierigkeiten zu bewaltigen, die zur Begehung der Strafta-
ten beigetragen haben.

Die Gestaltung des Vollzugs des Jugendarrests muss dem Umstand
Rechnung tragen, dass der Jugendarrest keine Strafe, sondern ein
Zuchtmittel ist. Uber das verfassungsrechtliche Gebot der Schaffung
rechtlicher Regelungen fiir Eingriffe in Grundrechte hinausgehend, hat
eine gesetzliche Regelung auch wesentliche Vorgaben zur Gestaltung
des Vollzugs zu beinhalten.
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Der Vollzug des Jugendarrests als freiheitsentziehende Sanktion greift
gravierend und haufig erstmalig in das Leben der Arrestierten ein, indem
er sie aus ihrem Lebensumfeld fiir einige Zeit herauslost. Mit der Auf-
nahme in der Anstalt erwachst dem Staat daher ihnen gegeniber eine
besondere Fiirsorgepflicht.

Alle MaRnhahmen wahrend des Vollzugs des Jugendarrests missen sich
an dessen kurzer Dauer von zwei Tagen bis maximal vier Wochen orien-
tieren. Insoweit bedarf es einer ebenso zielorientierten wie konsequen-
ten Nutzung des kurzen Zeitraums, um durch geeignete erzieherische
MalRnahmen auf die Arrestierten einzuwirken. Dem Arrest kommt eine
ermahnende und aufrittelnde Funktion ebenso wie eine helfend-unter-
stitzende Funktion zu.

Die Gesetzgebungskompetenz fir den Vollzug des Jugendarrests liegt
seit dem 1. September 2006 bei den Landern. Nach Artikel 70 Abs. 1
des Grundgesetzes (GG) haben die Lander das Recht zur Gesetzge-
bung, soweit das Grundgesetz dem Bund keine Befugnisse Ubertragen
hat. Da der Kompetenztitel "Strafvollzug" des Bundes im Rahmen der
Foderalismusreform weggefallen ist und dem Bund zur Regelung dieser
Materie auch kein weiterer Kompetenztitel zur Seite steht, weil der Voll-
zug des Jugendarrests weder unter "Strafrecht" noch unter "gerichtliches
Verfahren" subsumiert werden kann, haben die Lander die Befugnis zur
Regelung des Vollzugs des Jugendarrests. Der gestrichene Kompetenz-
titel des Bundes "Strafvollzug" bezog sich nicht nur auf den Vollzug von
Strafen, sondern auf den Vollzug aller freiheitsentziehenden Sanktionen
des allgemeinen und des Jugendstrafrechts, einschlief3lich der Untersu-
chungshaft und des Jugendarrests. Auch der Vollzug von freiheitsent-
ziehenden Mafdregeln der Besserung und Sicherung ist Strafvollzug im
Sinne des Grundgesetzes. Fur das gerichtliche Verfahren hat der Bund
gemal Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG weiterhin die Gesetzgebungsbefug-
nis. Diese umfasst den gerichtlichen Rechtsschutz, derin § 92 JGG ge-
regelt ist. Gleiches gilt fir die vollstreckungsrechtlichen Bestimmungen
der Jugendarrestvollzugsordnung.

B. L6ésung

Das vorliegende Gesetz schafft die Grundlage fiir einen modernen Voll-
zug des Jugendarrests.

Es wird ein in sich geschlossenes Jugendarrestvollzugsgesetz vorge-
legt. Das Gesetz beschrankt sich nicht nur auf die Normierung der we-
sentlichen Eingriffsermachtigungen, sondern regelt die Gestaltung des
Vollzugs. Das Gesetz ist aus sich heraus verstandlich, verzichtet weit-
gehend auf Verweise und ist daher fur die Praxis einfach handhabbar.

Dem Gesetz liegen folgende Eckpunkte zugrunde:

Entsprechend den Vorgaben des Jugendgerichtsgesetzes ist Ziel des
Vollzugs, den Arrestierten das von ihnen begangene Unrecht, dessen
Folgen und ihre Verantwortung hierfiir bewusst zu machen und einen
Beitrag zu leisten, die Arrestierten zu einem eigenverantwortlichen Le-
ben ohne weitere Straftaten zu befahigen.

Das Gesetz regelt zunachst den Dauerarrest. Fir den Vollzug des Frei-
zeit- und Kurzarrests, des Nichtbefolgungsarrests und des Jugendar-
rests neben Jugendstrafe (sogenannter Warnschussarrest) werden teil-
weise abweichende Regelungen geschaffen.
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Der Vollzug des Jugendarrests ist erzieherisch auszugestalten. Entspre-
chende Malinahmen sind auch an Wochenenden und Feiertagen vorzu-
halten. Die Arrestierten sind zu einer Mitwirkung verpflichtet.

Mit Blick auf die nur kurze Verweildauer der Arrestierten im Vollzug des
Jugendarrests legt das Gesetz den Schwerpunkt der Beschaftigung mit
den Arrestierten auf die Feststellung ihrer aktuellen Probleme und De-
fizite, ihrer Motivierung zu einer Veranderung der Einstellung und des
Verhaltens sowie auf die Vermittlung der Arrestierten in weitergehende
Hilfen. Die Arrestierten sollen an einen geregelten Tagesablauf heran-
gefuhrt werden.

Neben MalRnahmen zur Verbesserung der sozialen Kompetenz und sol-
chen zur lebenspraktischen, beruflichen und schulischen Entwicklung,
kommt der Gestaltung einer strukturierten Freizeit und insbesondere dem
Sport im Vollzug des Jugendarrests eine besondere Bedeutung zu. Ei-
gene Fernsehgerate und eigene Gerate der Informations- und Unterhal-
tungselektronik sind nicht zugelassen.

Die Einzelunterbringung wahrend der Einschlusszeiten wird zur Regel-
form. Eine gemeinsame Unterbringung ist mit Zustimmung der Arrestier-
ten moglich, wenn keine schadlichen Einflisse zu beflrchten sind. Die
Arrestierten dirfen eigene Kleidung tragen.

Pflichtverstolie sind konsequent erzieherisch aufzuarbeiten. Dafir ste-
hen erzieherische MaRnahmen zur Verfligung, auRerdem soll die ein-
vernehmliche Streitbeilegung geférdert werden.

Jugendarrestanstalten sind mit dem fiir die Erreichung des Vollzugsziels
und fur die Erflllung ihrer Aufgaben erforderlichen Personal auszustat-
ten. Die Bediensteten mlssen flr die erzieherische Gestaltung geeig-
net und qualifiziert sein.

Die gesetzlichen Regelungen sind auch an vélkerrechtlichen Vorgaben
und internationalen Standards mit Menschenrechtsbezug zu messen. In-
soweit sind der Internationale Pakt Gber burgerliche und politische Rech-
te vom 19. Dezember 1966 und die Europaische Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 1950 be-
achtet worden. DarUber hinaus erflllt das Gesetz die Forderungen des
Ubereinkommens der Vereinten Nationen (VN) Giber die Rechte des Kin-
des vom 20. November 1989 und des VN-Ubereinkommens gegen Fol-
ter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe vom 10. Dezember 1984. Auch hat sich das Gesetz
an den VN-Regeln Gber die Mindestgrundsatze fiir die Behandlung der
Gefangenen von 1955, zur Jugendgerichtsbarkeit vom 29. November
1985 und zum Schutz von Jugendlichen, denen ihre Freiheit entzogen
ist, vom 14. Dezember 1990 orientiert. Schliellich sind die Empfehlun-
gen des Europarats zum Freiheitsentzug, wie etwa die Empfehlung Rec
(2006) 2 des Ministerkomitees an die Mitgliedsstaaten Giber die Europai-
schen Strafvollzugsgrundséatze vom 11. Januar 2006, sowie der 9. Allge-
meine Bericht des Anti-Folter-Komitees (CPT) von 1989 zu Arrestierten
unter Freiheitsentzug sowie der Bericht des CPT vom 19. Juli 2011 un-
ter anderem zum Besuch einer deutschen Jugendarrestanstalt beachtet
worden. Darlber hinaus fanden auch die Empfehlungen des Minister-
komitees des Europarates fir die von Sanktionen und Maflnahmen be-
troffenen jugendlichen Straftater und Straftaterinnen Rec (2008) 11 vom
5. November 2008 Berlicksichtigung bei der Erstellung dieses Gesetzes.
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C. Alternativen

Keine; die Regelung im Rahmen einer Rechtsverordnung wie bisher in
der Jugendarrestvollzugsordnung begegnet wie unter Buchstabe A be-
reits dargelegt kriminalpolitischen Bedenken. Uberdies ist die friihere Er-
machtigungsgrundlage, § 115 Abs. 1 und 2 JGG, weggefallen. Gleiches
gilt fur die Beibehaltung des gegenwartigen Zustandes.

D. Kosten

Die Ausgaben fiir den Vollzug des Jugendarrests sind im Einzelplan 05
bei Kapitel 05 05 (Justizvollzug) veranschlagt. Durch den Erlass des
Tharinger Jugendarrestvollzugsgesetzes entstehen keine zusatzlichen
Kosten.

Die Sachkosten werden im Wesentlichen durch den Status Quo der
neuen Jugendarrestanstalt Arnstadt bestimmt. Der Gesetzentwurf sieht
hier keine Erweiterungen dieses Rahmens durch neue Ausgaben vor.
Die Verpflegung wird wie bisher auch tber die Jugendstrafanstalt Arn-
stadt sichergestellt.

Die im Gesetz vorgesehenen MalRhahmen kdnnen mit dem bisherigen
Personalbestand und in den bisherigen Organisationsstrukturen durch-
gefiihrt werden. Plan-/Stellenmehrungen ergeben sich nicht. Im Jugend-
arrest fallen aufgrund dessen kurzer Dauer in der Regel keine perso-
nalintensiven MaBnahmen (zum Beispiel begleitete Ausfiihrungen) an.
Uberdies bestehen durch die raumliche Nahe zur Jugendstrafanstalt Sy-
nergieeffekte, insbesondere im Hinblick auf den Einsatz der Fachdiens-
te und die Essenversorgung.

E. Zustindigkeit

Federflihrend ist das Ministerium fiir Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz.
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FREISTAAT THURINGEN
DER MINISTERPRASIDENT

An den
Prasidenten des Thiringer Landtags
Herrn Christian Carius
Jurgen-Fuchs-Stralle 1
99096 Erfurt
Erfurt, den 12. Juni 2018

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Gberreiche ich den von der Landesregierung beschlossenen Ent-
wurf des

"Thiringer Jugendarrestvollzugsgesetzes (ThirJAVollzG)"

mit der Bitte um Beratung durch den Landtag in den Plenarsitzungen
am 20./21./22. Juni 2018.

Mit freundlichen Grii3en

Bodo Ramelow
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§ 44 Einschrankung von Grundrechten
§ 45 Gleichstellungsbestimmung
§ 46 Inkrafttreten

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Erster Abschnitt
Anwendungsbereich

§1

Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt den Vollzug des Jugendarrests (Voll-
zug) in einer Jugendarrestanstalt (Anstalt).

Zweiter Abschnitt
Vollzug des Dauerarrests

Erster Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§2
Ziel des Vollzugs

Der Vollzug soll den Arrestierten das von ihnen begange-
ne Unrecht, dessen Folgen und ihre Verantwortung hier-
fir bewusst machen und einen Beitrag leisten, sie zu ei-
nem eigenverantwortlichen Leben ohne weitere Straftaten
oder Ordnungswidrigkeiten zu beféhigen sowie ihnen die
Potentiale hierfur aufzuzeigen.

§3

Stellung der Arrestierten, Mitwirkung

(1) Die Persodnlichkeit und die Wirde der Arrestierten sind
zu achten.

(2) Die Arrestierten unterliegen den in diesem Gesetz vor-
gesehenen Beschrankungen ihrer Freiheit. Soweit das Ge-
setz eine besondere Regelung nicht enthalt, dirfen ihnen
nur Beschrankungen auferlegt werden, die zur Aufrechter-
haltung der Sicherheit oder zur Abwendung einer schwer-
wiegenden Stérung der Ordnung der Anstalt unerlasslich
sind. Sie mussen in einem angemessenen Verhaltnis zum
Zweck der Anordnung stehen und durfen die Arrestierten
nicht mehr und nicht langer als notwendig beeintrachtigen.

(3) Die Arrestierten sind verpflichtet, an Malnahmen, die
der Erreichung des Vollzugziels dienen, mitzuwirken. lhre
Bereitschaft hierzu ist zu wecken und zu férdern. Die Mal3-
nahmen sind ihnen zu erlautern.

§4

Grundséatze der Vollzugsgestaltung

(1) Der Vollzug ist erzieherisch zu gestalten und auf die
Erreichung des Vollzugsziels auszurichten.

(2) Schadlichen Folgen des Vollzugs ist entgegenzuwirken.
(3) Die unterschiedlichen Bediirfnisse und Lebenslagen

der Arrestierten, insbesondere im Hinblick auf Alter, sexu-
elle Identitat, Herkunft, Religion und Weltanschauung so-
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wie Behinderungen werden bei der Vollzugsgestaltung im
Allgemeinen und im Einzelfall beriicksichtigt.

§5

MaRnahmen erzieherischer Gestaltung

(1) Den Arrestierten ist in geeigneter Weise zu vermitteln,
dass sie Verantwortung fir ihr Verhalten lbernehmen und
die notwendigen Konsequenzen fir ihr kinftiges Leben
ziehen mussen. Das Bewusstsein fiir den durch die Straf-
taten und Ordnungswidrigkeiten entstandenen Schaden
soll geweckt und eine aktive Auseinandersetzung mit der
Tat geférdert werden.

(2) Die erzieherische Gestaltung erfolgt insbesondere
durch Mafinahmen und Programme zur Entwicklung und
Starkung der Fahigkeiten und Fertigkeiten der Arrestierten
im Hinblick auf ein kinftiges Leben in sozialer Verantwor-
tung ohne Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten. Zudem
sind den Arrestierten sozial angemessene Verhaltenswei-
sen unter Achtung der Rechte anderer zu vermitteln.

(3) Einzel- und Gruppenmallnahmen richten sich auf die
Auseinandersetzung mit den eigenen Straftaten, deren Ur-
sachen und Folgen, sowie auf die Unterstutzung der le-
benspraktischen, schulischen und beruflichen Entwicklung,
die verantwortliche Gestaltung des alltdglichen Zusammen-
lebens und der freien Zeit sowie die Vermittlung unterstut-
zender Kontakte. Auch an Wochenenden und gesetzlichen
Feiertagen sind geeignete Malnahmen durchzufiihren.

(4) Die Arrestierten sind an einen geregelten Tagesablauf
heranzufiihren.

(5) Die Arrestierten werden darin unterstitzt, ihre person-
lichen, wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten zu
beheben. Sie sollen dazu angeregt werden, ihre Angele-
genheiten selbst zu regeln, auch dazu angehalten wer-
den, den durch die Straftat oder Ordnungswidrigkeit ver-
ursachten materiellen und immateriellen Schaden wieder
gutzumachen.

§6

Zusammenarbeit, Einbeziehung Dritter

(1) Alle in der Anstalt Tatigen wirken daran mit, das Voll-
zugsziel zu erreichen.

(2) Die Anstalt arbeitet eng mit anderen staatlichen Stel-
len, insbesondere der Jugendgerichtshilfe und der Bewah-
rungshilfe, auBervollzuglichen Einrichtungen und Organi-
sationen sowie Personen und Vereinen zusammen, um
das Vollzugsziel zu erreichen und eine Durchfiihrung der
fur erforderlich erachteten MaRnahmen nach der Entlas-
sung zu ermdglichen.

(3) Die Personensorgeberechtigten sollen angemessen
einbezogen werden, soweit dies mdglich ist und dem Voll-
zugsziel nicht zuwiderlauft. Uber besondere Begebenhei-
ten wahrend des Vollzugs sind sie zu informieren.

Drucksache 6/5827
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Zweiter Unterabschnitt
Aufnahme, Planung

§7

Aufnahmeverfahren

(1) Mit den Arrestierten ist baldmoglichst im Rahmen der
Aufnahme ein Gesprach zu flhren, in dem ihre gegen-
wartige Lebenssituation erortert wird. Wahrend dieses
Gesprachs sollen andere Arrestierte nicht zugegen sein.

(2) Die Arrestierten werden Uber ihre Rechte und Pflichten
in einer flr sie verstandlichen Form unterrichtet. Ihnen wird
die Hausordnung ausgehandigt und auf Verlangen ein Ex-
emplar dieses Gesetzes zuganglich gemacht.

(3) Die Personensorgeberechtigten und das Jugendamt
werden von der Aufnahme unverziglich schriftlich be-
nachrichtigt. Stehen Arrestierte unter Bewahrungsauf-
sicht, ist auch die Bewahrungshilfe von der Aufnahme zu
unterrichten.

(4) Die Arrestierten werden nach der Aufnahme alsbald
arztlich untersucht.

(5) Werden der Anstalt bei der Aufnahme oder wahrend
des Vollzugs Tatsachen bekannt, die ein Absehen von der
Vollstreckung oder deren Unterbrechung rechtfertigen kon-
nen, unterrichtet sie unverziglich die Vollstreckungsleitung.

§8
Ermittlung des Hilfebedarfs, Erziehungs- und Férderplan

(1) Nach dem Aufnahmeverfahren wird alsbald ein aus-
fihrliches Gesprach mit den Arrestierten gefiihrt. Dabei
wird der Hilfebedarf unter Berticksichtigung ihrer Person-
lichkeit, ihrer Lebenslagen, ihrer Herkunft, ihrer Religion,
ihrer Weltanschauung, ihrer sexuellen Identitat und ihrer
Fahigkeiten sowie Fertigkeiten ermittelt. Den Arrestierten
ist das Vollzugsziel zu vermitteln. Erkenntnisse aus den
Vollstreckungsunterlagen und Erkenntnisse der Jugend-
gerichtshilfe und Bewahrungshilfe werden einbezogen.

(2) Die an der Erziehung mafigeblich beteiligten Bediens-
teten erdrtern den Hilfebedarf fiir die Dauer des Vollzugs
und die Zeit danach und legen die sich daraus ergebenden
MaRnahmen fest. Diese werden mit den Arrestierten be-
sprochen; dabei werden deren Anregungen und Vorschla-
ge angemessen einbezogen, soweit sie dem Vollzugsziel
dienen. Der Erziehungs- und Férderplan wird schriftlich nie-
dergelegt und den Arrestierten ausgehandigt sowie auf Ver-
langen auch den Personensorgeberechtigten tbermittelt.

(3) Als Hilfen kommen insbesondere in Betracht:

1. MafRnahmen zur Verbesserung der sozialen Kompe-
tenz und Integration,

2. MaBnahmen zur Gewalt- und Suchtpravention,

3. MaBnahmen zur lebenspraktischen und finanziellen
Eigenstandigkeit,

4. Malnahmen zur beruflichen und schulischen Ent-
wicklung,

5. angemessene Beschéftigung,

6. Sportangebote und Mallnahmen zur strukturierten Ge-
staltung der Freizeit,

10
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7. Unterstutzung bei der Wiedergutmachung des ange-
richteten Schadens sowie
8. Vermittlung in nachsorgende Maflnahmen.

Dritter Unterabschnitt
Unterbringung, Versorgung

§9
Unterbringung wahrend der Einschlusszeiten,
Trennungsgebot

(1) Die Arrestierten werden in ihren Arrestrdumen einzeln
untergebracht.

(2) Mit ihrer Zustimmung kénnen sie gemeinsam unter-
gebracht werden, wenn schadliche Einflisse nicht zu be-
firchten sind und erzieherische Griinde dem nicht entge-
genstehen. Bei einer Gefahr fir Leben oder Gesundbheit,
bei Hilfsbedurftigkeit oder, sofern zur Erreichung des Voll-
zugsziels unerlasslich, ist die Zustimmung der gefahrdeten
oder hilfsbedurftigen Arrestierten zur gemeinsamen Unter-
bringung entbehrlich. Daruber hinaus ist eine gemeinsa-
me Unterbringung nur aus zwingenden Griinden zulassig.

(3) Weibliche und mannliche Arrestierte werden getrennt
voneinander untergebracht.

§ 10
Aufenthalt auRerhalb der Einschlusszeiten

(1) AuBerhalb der Einschlusszeiten halten sich die Arres-
tierten grundsatzlich in Gemeinschaft auf.

(2) Der gemeinschaftliche Aufenthalt kann eingeschrankt

werden,
1. wenn es die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt er-
fordert,

2. wenn ein schadlicher Einfluss auf andere Arrestierte
zu beflirchten ist,

3. wenn es aus erzieherischen Griinden dringend ge-
boten ist.

§ 11

Gewahrsam an Gegenstanden

Die Arrestierten dirfen Gegenstéande nur mit Zustimmung
der Anstalt einbringen oder in Besitz haben. Die Anstalt
kann die Zustimmung verweigern oder widerrufen, wenn
die Gegenstande geeignet sind, die Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt oder die Erreichung des Vollzugsziels zu
gefahrden. Gegenstande, die die Arrestierten nicht in Ge-
wahrsam haben dirfen, werden von der Anstalt aufbe-
wahrt, soweit dies nach Art und Umfang mdglich ist.

§12
Kleidung

(1) Die Arrestierten dirfen eigene Kleidung tragen. Dieses
Recht kann eingeschrankt oder ausgeschlossen werden,
soweit es zur Gewahrleistung der Sicherheit oder Ordnung
sowie Hygiene der Anstalt erforderlich ist. Fir die Reinigung
eigener Kleidung haben die Arrestierten selbst zu sorgen.

11



Drucksache 6/5827

(2) Bei Bedarf stellt die Anstalt den Arrestierten Kleidung
zur Verfiigung.

§13
Verpflegung

(1) Zusammensetzung und Nahrwert der Anstaltsverpfle-
gung entsprechen den Anforderungen an eine gesunde
Erndhrung junger Menschen und werden arztlich tber-
wacht. Auf arztliche Anordnung wird besondere Verpfle-
gung gewahrt. Den Arrestierten ist zu ermdglichen, Spei-
sevorschriften ihrer Religionsgemeinschaft zu befolgen.

(2) Die Anstalt fordert und begleitet die gemeinsame Ein-
nahme von Mahlzeiten.

Vierter Unterabschnitt
Bildung, Beschiftigung, Freizeit

§ 14
Bildung und Beschéftigung

Den Arrestierten sind Maflnahmen zur lebenspraktischen,
schulischen und beruflichen Entwicklung anzubieten. Zu
diesem Zweck kdnnen ihnen auch Aufgaben innerhalb der
Anstalt und gemeinnitzige Tatigkeiten Ubertragen werden.

§15
Freizeit

(1) Die Ausgestaltung der Freizeit orientiert sich am Voll-
zugsziel. Die Anstalt hat Angebote zur sinnvollen Freizeit-
gestaltung vorzuhalten. Sie stellt insbesondere Angebote
zur sportlichen und kulturellen Betatigung, eine angemes-
sen ausgestattete Bibliothek sowie Zeitungen oder Zeit-
schriften zur Verfugung. Die Arrestierten sind zur Teilnah-
me und Mitwirkung an Ma3nahmen der Freizeitgestaltung
zu motivieren und anzuleiten.

(2) Der Zugang zum Rundfunk ist zu ermoglichen. Eige-
ne Horfunk- oder Fernsehgerate und eigene Gerate der
Informations- und Unterhaltungselektronik sind nicht zu-
gelassen.

(3) Dem Sport kommt bei der Gestaltung des Vollzugs be-
sondere Bedeutung zu. Die Anstalt bietet taglich Méglich-
keiten zur sportlichen Betatigung an. Sie férdert die Bereit-
schaft der Arrestierten, sich sportlich zu betétigen.

Fuinfter Unterabschnitt
Gesundheitsfiirsorge

§ 16
Gesundheitsschutz und Hygiene

(1) Die Anstalt unterstltzt die Arrestierten bei der Erhal-
tung ihrer kdrperlichen, geistigen und seelischen Gesund-
heit. Sie fordert das Bewusstsein fiir gesunde Ernahrung
und Lebensflihrung. Insbesondere ist auf die Gefahrdung
durch Infektionen, Drogen, Tabak und Alkohol hinzuwei-
sen. Das Rauchen ist den Arrestierten untersagt. Die Ar-
restierten haben die notwendigen Anordnungen zum Ge-
sundheitsschutz und zur Hygiene zu befolgen.
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(2) Den Arrestierten wird ermdglicht, sich taglich mindes-
tens eine Stunde im Freien aufzuhalten.

(3) Arrestierten, die nicht krankenversichert sind, haben ei-
nen Anspruch auf notwendige, ausreichende und zweck-
maRige medizinische Leistungen unter Beachtung des
Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und unter Berticksich-
tigung des allgemeinen Standards der gesetzlichen Kran-
kenversicherung sowie der Dauer des Vollzugs. Auch Ar-
restierten, die krankenversichert sind, kbnnen Leistungen
nach Satz 1 gewahrt werden, wenn dies aus vollzuglichen
Griinden erforderlich ist.

Sechster Unterabschnitt
AuBenkontakte

§17
Schriftwechsel, Pakete

(1) Die Arrestierten haben das Recht, Schreiben zu emp-
fangen und abzusenden. Die Anstalt fordert die schriftliche
Kommunikation und Gibernimmt die Kosten fur abgehende
Schreiben in angemessenem Umfang.

(2) Die Arrestierten haben das Absenden und den Emp-
fang ihrer Schreiben durch die Anstalt vermitteln zu lassen,
die sie unverziglich weiterleitet. Eine inhaltliche Kontrolle
findet nicht statt. Ein- und ausgehende Schreiben kénnen
auf verbotene Gegenstéande kontrolliert werden.

(3) Der Empfang und der Versand von Paketen sind nicht
zulassig.

§18
Besuche, Telefongesprache

(1) Den Arrestierten kann gestattet werden, Besuch zu
empfangen oder unter Vermittlung der Anstalt Telefonge-
sprache zu fuhren, wenn dies dem Vollzugsziel férderlich
ist und die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt hierdurch
nicht gefahrdet wird.

(2) Aus Griinden der Sicherheit kdnnen Besuche davon ab-
hangig gemacht werden, dass sich die Besucher durchsu-
chen oder mit technischen Hilfsmitteln absuchen lassen.
§ 24 Abs.1 gilt entsprechend. Besuche und Telefongespra-
che diirfen beaufsichtigt werden. Sie diirfen abgebrochen
werden, wenn die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt ge-
fahrdet wiirde. Gegenstande diirfen beim Besuch nur mit
Erlaubnis Ubergeben werden.

(3) Besuche von Verteidigern, von Beistadnden nach § 69
des Jugendgerichtsgesetzes (JGG), von Rechtsanwalten
und Notaren in einer die Arrestierten betreffenden Rechts-
sache, sowie von den in § 119 Abs. 4 Satz 2 der Strafpro-
zessordnung (StPO) genannten Personen und Stellen sind
zu gestatten und werden nicht beaufsichtigt. Dies gilt fir
Telefongesprache entsprechend.

§19
Aufenthalte auRerhalb der Anstalt

(1) Aufenthalte aufRerhalb der Anstalt kdnnen geeigneten
Arrestierten gewahrt werden, wenn es sich um Maf3nah-
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men der Anstalt handelt oder dies sonst zur Erreichung
des Vollzugsziels erforderlich ist.

(2) Aufenthalte aulRerhalb der Anstalt kénnen auch aus
wichtigem Anlass gewahrt werden, insbesondere zur Teil-
nahme an gerichtlichen Terminen, zur medizinischen Be-
handlung sowie bei einer akut lebensgefahrlichen Erkran-
kung oder dem Tod naher Angehdriger.

(3) Zur Ausgestaltung der Aufenthalte aulRerhalb der Anstalt
kénnen den Arrestierten Weisungen erteilt werden. Soweit
dies erforderlich ist, werden sie begleitet oder stéandig und
unmittelbar beaufsichtigt.

Siebter Unterabschnitt
Religionsausiibung

§20
Seelsorge, religidse Veranstaltungen,
Weltanschauungsgemeinschaften

(1) Den Arrestierten ist religiose Betreuung durch einen
Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft zu gestatten. Auf
ihren Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einem Seelsorger in
Verbindung zu treten.

(2) Die Arrestierten durfen grundlegende religiése Schriften
sowie in angemessenem Umfang Gegenstéande des religi-
6sen Gebrauchs besitzen. Diese dirfen ihnen nur bei gro-
bem Missbrauch entzogen werden.

(3) Die Arrestierten haben das Recht, an religidsen Veran-
staltungen ihres Bekenntnisses teilzunehmen. Die Zulas-
sung zu religiésen Veranstaltungen einer anderen Religi-
onsgemeinschaft bedarf der Zustimmung des Seelsorgers
der Religionsgemeinschaft.

(4) Arrestierte kdnnen von der Teilnahme an religidsen Ver-
anstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies aus uber-
wiegenden Griinden der Sicherheit oder Ordnung geboten
ist; der Seelsorger soll vorher gehort werden.

(5) Fur Angehdorige weltanschaulicher Bekenntnisse gel-
ten die Absatze 1 bis 4 entsprechend.

Achter Unterabschnitt
Sicherheit und Ordnung

§ 21
Grundsatz

(1) Sicherheit und Ordnung der Anstalt bilden den Rahmen
des auf die Erreichung des Vollzugsziels ausgerichteten
Anstaltslebens und tragen dazu bei, dass in der Anstalt ein
Klima des friedlichen Miteinanders herrscht.

(2) Die Pflichten und Beschrankungen, die den Arrestier-
ten zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt auferlegt werden, sind so zu wahlen, dass sie in
einem angemessenen Verhaltnis zu ihrem Zweck stehen
und die Arrestierten nicht mehr und nicht langer als not-
wendig beeintrachtigen.
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§ 22
Allgemeine Verhaltenspflichten

(1) Die Arrestierten sind fur das geordnete Zusammenle-
ben in der Anstalt mitverantwortlich und missen mit ihrem
Verhalten dazu beitragen.

(2) Die Arrestierten sind verpflichtet, die Anordnungen der
Bediensteten zu befolgen.

(3) Die Arrestierten haben Raume der Anstalt und die ih-
nen von der Anstalt Uberlassenen Sachen in Ordnung zu
halten und schonend zu behandeln.

(4) Die Arrestierten haben Umstande, die eine Gefahr fir
das Leben oder eine erhebliche Gefahr fiir die Gesundheit
einer Person bedeuten, unverziglich zu melden.

§23
Reaktionen auf Pflichtverstofie

(1) VerstoRRe der Arrestierten gegen Pflichten, die ihnen
durch oder aufgrund dieses Gesetzes auferlegt sind, sind
unverzuglich in einem erzieherischen Gesprach aufzuar-
beiten.

(2) Grundsatzlich sollen im Wege einvernehmlicher Streit-
beilegung Vereinbarungen getroffen werden. Insbesondere
kommen die Wiedergutmachung des Schadens, die Ent-
schuldigung bei den Geschadigten, die Erbringung von
Leistungen fur die Gemeinschaft und das voriibergehen-
de Verbleiben im Arrestraum in Betracht. Erfillen die Ar-
restierten die Vereinbarung, so ist die Anordnung von er-
zieherischen MalRnahmen unzulassig.

(3) Sollte es zu keiner einvernehmlichen Streitbeilegung
kommen, kdnnen MalRnahmen angeordnet werden, die
geeignet sind, den Arrestierten ihr Fehlverhalten bewusst
zu machen (erzieherische Mafinahmen). Als erzieherische
Mafnahmen kommen namentlich die Erteilung von Wei-
sungen und Auflagen, die Beschrankung oder der Entzug
einzelner Gegenstande fir die Freizeitbeschaftigung bis zu
einer Dauer von zwei Tagen und der Ausschluss von ge-
meinsamer Freizeit oder einzelnen Freizeitveranstaltungen
bis zu einer Dauer von einem Tag in Betracht.

(4) Es sollen solche erzieherischen MalRnahmen ange-
ordnet werden, die mit der Verfehlung in Zusammenhang
stehen.

§24
Durchsuchung, Absuchung

(1) Die Arrestierten, ihre Sachen und die Arrestraume dur-
fen mit technischen Mitteln oder sonstigen Hilfsmitteln ab-
gesucht und durchsucht werden. Die Durchsuchung mann-
licher Arrestierter darf nur von Mannern, die Durchsuchung
weiblicher Arrestierter nur von Frauen vorgenommen wer-
den. Das Schamgefihl ist zu schonen und die sexuelle
Identitat zu achten.

(2) Nur bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung der An-
staltsleitung im Einzelfall ist es zulassig, eine mit einer
Entkleidung verbundene korperliche Durchsuchung von
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Arrestierten vorzunehmen. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt ent-
sprechend. Sie ist in einem geschlossenen Raum durch-
zufiihren. Andere Arrestierte dirfen nicht anwesend sein.

(3) Die Anstaltsleitung kann allgemein anordnen, dass die
Arrestierten in der Regel bei der Aufnahme, vor und nach
Kontakten mit Besuchern sowie vor und nach jeder Abwe-
senheit von der Anstalt nach Absatz 2 zu durchsuchen sind.

§25
MaRnahmen zur Feststellung von Suchtmittelgebrauch

Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der An-
stalt oder aus Grunden der Gesundheitsvorsorge kénnen
im Einzelfall Malnahmen zur Feststellung von Suchtmit-
telgebrauch angeordnet werden. Diese MaRnahmen diir-
fen nicht mit einem korperlichen Eingriff verbunden sein.

§ 26
Besondere SicherungsmafRnahmen

(1) Gegen Arrestierte kdnnen besondere Sicherungsmaf-
nahmen angeordnet werden, wenn nach ihrem Verhalten
oder aufgrund ihres seelischen Zustandes in erhéhtem
MalRe die Gefahr von Gewalttatigkeiten gegen Perso-
nen oder Sachen, der Selbsttdtung oder der Selbstver-
letzung besteht.

(2) Als besondere Sicherungsmaflinahmen sind zulassig:

1. der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenstanden,

2. die Beobachtung der Arrestierten, auch mit techni-
schen Hilfsmitteln,

3. die Trennung von allen anderen Arrestierten (Abson-
derung),

4. die Unterbringung in einem besonders gesicherten
Arrestraum ohne gefahrdende Gegenstande bis zu
24 Stunden.

(3) Wenn es zur Abwehr einer Selbsttétung oder erhebli-
chen Selbstverletzung unerlasslich ist, ist iber Absatz 2
hinaus eine voriibergehende Fesselung im besonders ge-
sicherten Arrestraum zulassig. Eine standige und unmittel-
bare Uberwachung ist vorzusehen. Es ist unmittelbar eine
arztliche Untersuchung herbeizufiihren und eine Entschei-
dung Uber die Arrestfahigkeit einzuholen.

(4) Eine Absonderung von mehr als 24 Stunden Dauer ist
nur zuldssig, wenn sie zur Abwehr einer in Absatz 1 ge-
nannten Gefahr unerlasslich ist.

(5) Besondere Sicherungsmafinahmen ordnet die Anstalts-
leitung an. Erforderlichenfalls kénnen auch andere Be-
dienstete diese MaRnahmen vorlaufig anordnen; die Ent-
scheidung der Anstaltsleitung ist unverzuglich einzuholen.

(6) Die Entscheidung wird den Arrestierten mindlich er6ff-
net und mit einer kurzen Begriindung schriftlich abgefasst.

(7) Besondere Sicherungsmafnahmen sind in angemes-
senen Abstanden daraufhin zu Uberprufen, ob und in wel-
chem Umfang sie aufrechterhalten werden miissen. In den
Fallen des Absatzes 3 ist der Aufsichtsbehdrde unverzug-
lich zu berichten.
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(8) Wahrend der Absonderung und wahrend der Unterbrin-
gung im besonders gesicherten Arrestraum sind die Arres-
tierten in besonderem Mafe zu betreuen.

(9) Sind die Arrestierten langer als zwei Stunden in einem
besonders gesicherten Arrestraum untergebracht, sucht sie
ein Arzt auf. Sind die Arrestierten langer als vierundzwan-
zig Stunden abgesondert, ist regelmaRig ein Arzt zu héren.

Neunter Unterabschnitt
Unmittelbarer Zwang

§ 27
Begriffsbestimmungen, allgemeine Voraussetzungen

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen
oder Sachen durch kérperliche Gewalt, ihre Hilfsmittel oder
Waffen. Korperliche Gewalt ist jede unmittelbare korperli-
che Einwirkung auf Personen oder Sachen. Hilfsmittel der
korperlichen Gewalt sind Fesseln und Reizstoffe. Waffen
sind Hieb- und Schusswaffen.

(2) Als Hilfsmittel der kérperlichen Gewalt dirfen nur dienst-
lich zugelassene Reizstoffe und Fesseln verwendet wer-
den. Waffen dirfen nicht gebraucht werden.

(3) Bedienstete diirfen unmittelbaren Zwang anwenden,
wenn sie MaRnahmen des Vollzugs rechtmaRig durchfih-
ren und der damit verfolgte Zweck auf keine andere Wei-
se erreicht werden kann.

(4) Gegen andere Personen als Arrestierte darf unmittelba-
rer Zwang angewendet werden, wenn sie es unternehmen,
Arrestierte zu befreien oder widerrechtlich in die Anstalt
einzudringen, oder wenn sie sich unbefugt darin aufhalten.

(5) Das Recht zu unmittelbarem Zwang aufgrund anderer
Regelungen bleibt unberihrt.

§28
Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit, Androhung

(1) Unter mehreren mdglichen und geeigneten MafRnah-
men des unmittelbaren Zwangs sind diejenigen zu wah-
len, die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussicht-
lich am wenigsten beeintrachtigen.

(2) Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn ein durch ihn zu
erwartender Schaden erkennbar auler Verhaltnis zu dem
angestrebten Erfolg steht.

(3) Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. Die An-
drohung darf nur dann unterbleiben, wenn die Umsténde
sie nicht zulassen oder unmittelbarer Zwang sofort ange-
wendet werden muss, um eine rechtswidrige Tat, die den
Tatbestand eines Strafgesetzes erfiillt, zu verhindern oder
eine gegenwartige Gefahr abzuwenden.

(4) Wird unmittelbarer Zwang von einem Vorgesetzten oder
einer sonst befugten Person angeordnet, sind Vollzugsbe-
dienstete verpflichtet, ihn anzuwenden, es sei denn, die
Anordnung verletzt die Menschenwurde oder ist nicht zu
dienstlichen Zwecken erteilt worden. Die Anordnung darf
nicht befolgt werden, wenn dadurch eine Straftat began-
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gen wirde. Befolgt der Vollzugsbedienstete sie trotzdem,
trifft ihn eine Schuld nur, wenn er erkennt oder wenn es
nach den ihm bekannten Umstdnden offensichtlich ist,
dass dadurch eine Straftat begangen wird. Bedenken ge-
gen die RechtmaRigkeit der Anordnung hat der Vollzugs-
bedienstete dem Anordnenden gegenuber vorzubringen,
soweit das nach den Umstéanden maéglich ist. Abweichen-
de Vorschriften des allgemeinen Beamtenrechts Uber die
Mitteilung solcher Bedenken an einen Vorgesetzten (§ 36
Abs. 2 und 3 des Beamtenstatusgesetzes) sind nicht an-
zuwenden.

Zehnter Unterabschnitt
Entlassung, Nachsorge

§ 29
Einleitung nachsorgender MaRnahmen,
Entlassungsbeihilfe

(1) Die Anstalt unterstiitzt und berat die Arrestierten in en-
ger Zusammenarbeit mit dem Jugendamt sowie freien Tra-
gern bei der Einleitung von nachsorgenden Maf3nahmen.
Auf Wunsch des Arrestierten oder der Personensorgebe-
rechtigten kann die Anstalt geeignete MalRnahmen nach
der Entlassung des Arrestierten anbieten.

(2) Die Entlassung kann am Tag des Ablaufs der Arrestzeit
vorzeitig erfolgen, wenn die Arrestierten aus schulischen,
beruflichen oder sonstigen sozialen Griinden hierauf ange-
wiesen sind oder die Verkehrsverhaltnisse das erfordern.

(3) Bedurftigen Arrestierten kann eine Entlassungsbeihilfe
in Form eines Reisekostenzuschusses oder einer sonsti-
gen notwendigen Unterstitzung gewahrt werden.

§30
Schlussbericht, Entlassungsgesprach

(1) Zum Ende des Vollzugs wird ein Schlussbericht erstellt,

der insbesondere folgende Angaben enthalt:

1. Ubersicht iiber den Vollzugsverlauf, insbesondere (iber
die durchgefiihrten Malinahmen,

2. Aussagen zur Personlichkeit und zu den gegenwarti-
gen Lebensumstanden der Arrestierten sowie zu ihrer
Mitwirkung an der Erreichung des Vollzugsziels,

3. Darlegung des Hilfebedarfs der Arrestierten sowie
Empfehlung von weiteren externen Hilfsangeboten und

4. Vorschlage zu Auflagen und Weisungen im Falle einer
Bewahrungsunterstellung.

(2) Der Inhalt des Schlussberichts wird vorab mit den Ar-
restierten besprochen.

(3) Der Schlussbericht ist fiir die Vollzugs- und Strafakten
bestimmt. Eine Ausfertigung des Berichts ist der Jugend-
gerichtshilfe und bei unter Bewahrungsaufsicht stehen-
den Arrestierten der Bewahrungshilfe, sowie auf Verlan-
gen dem Arrestierten und den Personensorgeberechtigten
zuzuleiten.
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Elfter Unterabschnitt
Beschwerde

§ 31
Beschwerderecht

(1) Die Arrestierten erhalten Gelegenheit, sich mit Wiin-
schen, Anregungen und Beschwerden in Angelegenhei-
ten, die sie selbst betreffen oder von gemeinsamem Inte-
resse sind, an die Anstaltsleitung zu wenden.

(2) Besichtigen Vertreter der Aufsichtsbehorde die An-
stalt, so ist zu gewahrleisten, dass die Arrestierten sich in
Angelegenheiten, die sie selbst betreffen, an diese wen-
den kdnnen.

(3) Die Maglichkeiten der Dienstaufsichtsbeschwerde und
des gerichtlichen Rechtsschutzes bleiben unberihrt.

Zwolfter Unterabschnitt
Aufbau und Organisation der Anstalt

§32
Einrichtung und Ausstattung der Anstalt

(1) Der Jugendarrest wird in Jugendarrestanstalten der
Justizverwaltung vollzogen.

(2) Die Aufsichtsbehérde setzt die Belegungsfahigkeit der
Anstalt so fest, dass eine angemessene Unterbringung im
Sinne des § 9 gewahrleistet ist.

(3) Es sind bedarfsgerechte Einrichtungen fur Gruppen-
und Einzelmaflnahmen vorzusehen. Gleiches gilt fur Be-
suche, Freizeit, Sport und Seelsorge.

§33
Anstaltsleitung

(1) Die Anstaltsleitung tragt die Verantwortung fiir den ge-
samten Vollzug und vertritt die Anstalt nach auen. Sie
kann einzelne Aufgabenbereiche und Befugnisse auf an-
dere Bedienstete Ubertragen. Die Aufsichtsbehdrde kann
sich die Zustimmung zur Ubertragung vorbehalten.

(2) Die Aufsichtsbehdrde Ubertragt die Leitung der Anstalt
dem Jugendrichter am Ort der Anstalt. Ist dort ein Jugend-
richter nicht oder sind dort mehrere Jugendrichter tatig, be-
stimmt die Aufsichtsbehdrde einen Jugendrichter zur An-
staltsleitung.

(3) Die Aufsichtsbehdrde kann abweichend von Absatz 2
einen Beamten des hoheren oder des gehobenen Diens-
tes zur Anstaltsleitung bestellen. In diesem Fall bleibt die
Regelung des § 85 Abs.1 JGG unberthrt mit der MaRga-
be, dass fiir die Abgabe der Vollstreckung an die Stelle des
als Vollzugsleiter zustandigen Jugendrichters der am Ort
des Vollzugs nach der Geschéaftsverteilung des betreffen-
den Amtsgerichts zustandige Jugendrichter tritt.

§ 34
Personelle Ausstattung, arztliche Versorgung, Seelsorge

(1) Die Anstalt wird mit dem fiir die Erreichung des Voll-
zugsziels und fur die Erfullung ihrer Aufgaben erforderli-
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chen Personal ausgestattet. Die Bediensteten missen fiir
die erzieherische Gestaltung des Vollzugs geeignet und
qualifiziert sein.

(2) Fortbildung sowie Praxisberatung und -begleitung sind
regelmaRig zu gewahrleisten.

(3) Die arztliche Versorgung und die seelsorgerische Be-
treuung der Arrestierten sind sicherzustellen.

§35
Hausordnung

Die Anstaltsleitung erlasst zur Gestaltung und Organisati-
on des Vollzugsalltags auf der Grundlage dieses Gesetzes
eine Hausordnung. Darin sind insbesondere die Rechte
und Pflichten der Arrestierten und der strukturierte Tages-
ablauf aufzunehmen. Die Aufsichtsbehdrde kann sich die
Genehmigung vorbehalten.

Dreizehnter Unterabschnitt
Aufsicht, Beirat

§ 36
Aufsichtsbehoérde, Vollstreckungsplan,
Vollzugsgemeinschaften

(1) Das fur Justiz zustadndige Ministerium fuhrt die Aufsicht
Uber die Anstalten (Aufsichtsbehorde).

(2) Die Aufsichtsbehorde regelt die ortliche und sachliche
Zustandigkeit der Anstalten in einem Vollstreckungsplan.

(3) Im Rahmen von Vollzugsgemeinschaften kann der Voll-
zug auch in Anstalten der Justizverwaltungen anderer Lan-
der vorgesehen werden.

§ 37
Beirat

Bei der Anstalt kann ein Beirat gebildet werden. § 115 des
Thuringer Justizvollzugsgesetzbuches (ThirdVollzGB) gilt
entsprechend.

Vierzehnter Unterabschnitt
Kriminologische Forschung, Datenschutz

§38
Kriminologische Forschung

(1) Der Vollzug, insbesondere seine Gestaltung sowie die
MaRnahmen und deren Wirkung auf die Erreichung des
Vollzugsziels, soll von dem Kriminologischen Dienstin Zu-
sammenarbeit mit Hochschulen oder anderen Stellen wis-
senschaftlich begleitet werden.

(2) Fir die Ubermittlung personenbezogener Daten gilt
§ 476 StPO mit der MaRRgabe entsprechend, dass auch
elektronisch gespeicherte personenbezogene Daten Uber-
mittelt werden konnen.

§ 39
Datenschutz

Es gelten die Bestimmungen des Abschnitts 22 ThirJVollz-
GB in der jeweils guiltigen Fassung entsprechend.
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Dritter Abschnitt
Freizeit- und Kurzarrest, Nichtbefolgungsarrest,
Jugendarrest neben Jugendstrafe

§ 40
Grundsatz

Fir den Vollzug des

1. Freizeit- und Kurzarrests nach § 16 Abs. 2 und 3 JGG,

2. Nichtbefolgungsarrests nach § 11 Abs. 3, § 15 Abs. 3
Satz 2, § 23 Abs. 1 Satz 4, § 29 Satz 2 und § 88 Abs. 6
Satz 1 JGG und nach § 98 Abs. 2 des Ordnungswid-
rigkeitengesetzes (OWiG) sowie

3. Jugendarrests neben Jugendstrafe nach § 16a JGG

gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes uber den Voll-

zug des Dauerarrests, soweit nachfolgend nichts ande-

res bestimmt ist.

§ 41
Freizeit- und Kurzarrest

(1) MaRRnahmen nach § 5 Abs. 3 sind anzubieten, soweit
die kurze Dauer des Vollzugs dies zuldsst und sinnvoll er-
scheinen lasst.

(2) Ein Erziehungsplan (§ 8 Abs. 2) wird nicht erstellt, ein
Schlussbericht (§ 30) nur dann, wenn dies aus besonde-
ren Grunden erforderlich ist. § 8 Abs. 1 findet keine An-
wendung. § 7 Abs. 4 findet mit der Mal3gabe Anwendung,
dass eine arztliche Untersuchung nur erfolgt, wenn Anhalts-
punkte fUr eine Arrestuntauglichkeit bestehen.

§42
Nichtbefolgungsarrest

(1) Im Vollzug des Nichtbefolgungsarrests sind mit den Ar-
restierten die Grinde fur die Nichterfullung der auferlegten
Pflichten zu erdrtern. Sie sollen dazu angehalten und mo-
tiviert werden, die ihnen erteilten Weisungen oder Anord-
nungen zu befolgen und ihre Auflagen zu erfiillen.

(2) In den Fallen des § 98 Abs. 2 OWiG tritt an die Stelle
der Auseinandersetzung mit der Straftat nach § 5 Abs. 3
eine Auseinandersetzung mit der zugrundeliegenden Ord-
nungswidrigkeit.

(3) Der Schlussbericht (§ 30) enthalt zudem Angaben Gber
die Befolgung von Weisungen oder Anordnungen sowie die
Erflllung von Auflagen wahrend des Vollzugs.

(4) Fir den Vollzug des Nichtbefolgungsarrests in Form
eines Freizeit- und Kurzarrests findet zusatzlich § 41 An-
wendung.

§43
Jugendarrest neben Jugendstrafe

(1) Die Gestaltung des Vollzugs und die EinzelmafRnahmen
haben sich zusatzlich an den gemal § 16a Abs. 1 Nr. 1
bis 3 JGG genannten Anordnungsgriinden zu orientieren.

(2) Die Bewahrungshilfe halt wahrend des Vollzugs Kon-
takt zu den Arrestierten und wirkt an der Planung und Ein-
leitung nachsorgender Hilfen mit, um eine bestmdgliche
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Vorbereitung der Bewahrungszeit nach dem Vollzug zu
gewahrleisten.

(3) In den Fallen des § 16a Abs. 1 Nr. 2 JGG sind den Ar-
restierten Kontakte zu Personen des sozialen Umfeldes
nur dann zu gestatten, wenn schadliche Einflisse nicht
zu beflirchten sind.

(4) Fur den Vollzug des Jugendarrests neben Jugendstra-
fe in Form eines Freizeit- und Kurzarrests findet zusatz-
lich § 41 Anwendung mit der MaRgabe, dass ein Schluss-
bericht erstellt werden soll.

Vierter Abschnitt
Schlussvorschriften

§ 44
Ersetzung und Fortgeltung von Bundesrecht

(1) Dieses Gesetz ersetzt nach Artikel 125a Abs. 1 Satz 2
des Grundgesetzes (GG) in seinem Geltungsbereich § 90
JGG.

(2) Es ersetzt weiterhin die Jugendarrestvollzugsordnung
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. November
1976 (BGBI. | S. 3270), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
8. Dezember 2010 (BGBI. | S. 1864) mit Ausnahme der
Bestimmungen Uber die Vollstreckung des Jugendarrests
(§4,8§85Abs. 3,§ 17 Abs. 4 und § 25 Abs. 1, 3 und 4).

§45
Einschrankung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die nachfolgenden Grund-

rechte eingeschrankt:

1. das Recht auf kdrperliche Unversehrtheit nach Artikel 2
Abs. 2 Satz 1 GG und Artikel 3 Abs. 1 Satz 1 der Ver-
fassung des Freistaats Thiringen,

2. die Freiheit der Person nach Artikel 2 Abs. 2 Satz2 GG
und Artikel 3 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung des Frei-
staats Tharingen,

3. das Recht auf Schutz der personenbezogenen Daten
nach Artikel 6 Abs. 2 der Verfassung des Freistaats
Thiringen,

4. das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis nach Arti-
kel 10 Abs. 1 GG und Artikel 7 Abs. 1 der Verfassung
des Freistaats Thiringen.

§ 46
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz
gelten jeweils in mannlicher und weiblicher Form.

§ 47
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.
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Begriindung:

A. Allgemeines

1.

Der Vollzug des Jugendarrests steht wegen des Eingriffs in Grund-
rechte unter Gesetzesvorbehalt. Bisher gibt es nur wenige im Jugend-
gerichtsgesetz (JGG) enthaltene Einzelbestimmungen. Eine nahere
Ausgestaltung erfolgt durch die Jugendarrestvollzugsordnung (JA-
VolIzO) in der Fassung vom 30. November 1976 (BGBI. S. 3270), zu-
letzt gedndert durch Artikel 53 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010
(BGBI. S. 1864).

Vor diesem Hintergrund ist es nicht zuletzt unter der Berlicksichti-
gung kriminalpolitischer Erwagungen erforderlich, detailliertere Be-
stimmungen Uber die Ausgestaltung des Jugendarrestes zu treffen.
Ausgangspunkt ist § 90 Abs. 1 Satz 1 JGG, welcher neben dem Ehr-
gefiuhl der Arrestierten den Erziehungsgedanken benennt. Ein Ein-
wirken in diesem Bereich ist allerdings aufgrund der verhaltnismaRig
kurzen Zeit, in welcher sich der Jugendliche in staatlicher Obhut be-
findet, nur begrenzt méglich. Dennoch ist es in der zur Verfugung ste-
henden Zeitspanne erforderlich, entsprechende MaRnahmen in Gang
zu setzen und insbesondere den Ubergang der Betreuung nach dem
Arrest auf andere Trager vorzubereiten.

. Die Gestaltung des Vollzugs des Jugendarrests muss dem Umstand

Rechnung tragen, dass der Jugendarrest keine Strafe, sondern ein
Zuchtmittel ist. Uber das verfassungsrechtliche Gebot der Schaffung
rechtlicher Regelungen fir Eingriffe in Grundrechte hinausgehend,
hat eine gesetzliche Regelung auch wesentliche Vorgaben zur Ge-
staltung des Vollzugs zu beinhalten.

Der Vollzug des Jugendarrests als freiheitsentziehende Sanktion
greift gravierend und haufig erstmalig in das Leben der Arrestierten
ein, indem er sie aus ihrem Lebensumfeld fur einige Zeit herausldst.
Mit der Aufnahme in der Anstalt erwachst dem Staat daher ihnen ge-
genuber eine besondere Flrsorgepflicht.

Alle MaRnhahmen wahrend des Vollzugs des Jugendarrests missen
sich an dessen kurzer Dauer von zwei Tagen bis maximal vier Wo-
chen orientieren. Insoweit bedarf es einer ebenso zielorientierten wie
konsequenten Nutzung des kurzen Zeitraums, um durch geeignete
erzieherische MalRnahmen auf die Arrestierten einzuwirken. Dem Ar-
rest kommt eine ermahnende und aufrittelnde Funktion ebenso wie
eine helfend-unterstlitzende Funktion zu.

Die Gesetzgebungskompetenz fiir den Vollzug des Jugendarrests
liegt seit dem 1. September 2006 bei den Landern. Nach Art. 70
Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) haben die Lander das Recht zur
Gesetzgebung, soweit das Grundgesetz dem Bund keine Befugnis-
se Ubertragen hat. Da der Kompetenztitel "Strafvollzug" des Bundes
im Rahmen der Foderalismusreform weggefallen ist und dem Bund
zur Regelung dieser Materie auch kein weiterer Kompetenztitel zur
Seite steht, weil der Vollzug des Jugendarrests weder unter "Straf-
recht" noch unter "gerichtliches Verfahren" subsumiert werden kann,
haben die Lander die Befugnis zur Regelung des Vollzugs des Ju-
gendarrests. Der gestrichene Kompetenztitel des Bundes "Strafvoll-
zug" bezog sich nicht nur auf den Vollzug von Strafen, sondern auf
den Vollzug aller freiheitsentziehenden Sanktionen des allgemeinen
und des Jugendstrafrechts, einschlieBlich der Untersuchungshaft
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und des Jugendarrests. Auch der Vollzug von freiheitsentziehenden
Malregeln der Besserung und Sicherung ist Strafvollzug im Sinne
des Grundgesetzes. Fiir das gerichtliche Verfahren hat der Bund ge-
maf Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG weiterhin die Gesetzgebungsbefugnis.
Diese umfasst den gerichtlichen Rechtsschutz, der in § 92 JGG ge-
regelt ist. Gleiches gilt fir die vollstreckungsrechtlichen Bestimmun-
gen der Jugendarrestvollzugsordnung.

4. Das vorliegende Gesetz schafft die Grundlage fur einen modernen
Vollzug des Jugendarrests.

Es wird ein in sich geschlossenes Jugendarrestvollzugsgesetz vor-
gelegt. Das Gesetz beschrankt sich nicht nur auf die Normierung
der wesentlichen Eingriffsermachtigungen, sondern regelt die Ge-
staltung des Vollzugs. Das Gesetz ist aus sich heraus ver-standlich,
verzichtet weitgehend auf Verweise und ist daher fir die Praxis ein-
fach handhabbar.

5. Dem Gesetz liegen folgende Eckpunkte zugrunde:

a) Entsprechend den Vorgaben des Jugendgerichtsgesetzes ist Ziel
des Vollzugs, den Arrestierten das von ihnen begangene Unrecht,
dessen Folgen und ihre Verantwortung hierflir bewusst zu machen
und einen Beitrag zu leisten, die Arrestierten zu einem eigenver-
antwortlichen Leben ohne weitere Straftaten zu befahigen.

b) Das Gesetz regelt zunachst den Dauerarrest. Fir den Vollzug des
Freizeit- und Kurzarrests, des Nichtbefolgungsarrests und des Ju-
gendarrests neben Jugendstrafe (sogenannter Warnschussarrest)
werden teilweise abweichende Regelungen geschaffen.

c) Der Vollzug des Jugendarrests ist erzieherisch auszugestalten.
Entsprechende Malinahmen sind auch an Wochenenden und Fei-
ertagen vorzuhalten. Die Arrestierten sind zu einer Mitwirkung ver-
pflichtet.

d) Mit Blick auf die nur kurze Verweildauer der Arrestierten im Voll-
zug des Jugendarrests legt das Gesetz den Schwerpunkt der Be-
schaftigung mit den Arrestierten auf die Feststellung ihrer aktuel-
len Probleme und Defizite, ihrer Motivierung zu einer Veranderung
der Einstellung und des Verhaltens sowie auf die Vermittlung der
Arrestierten in weitergehende Hilfen. Die Arrestierten sollen an ei-
nen geregelten Tagesablauf herangeflihrt werden.

e) Neben Mallnahmen zur Verbesserung der sozialen Kompetenz
und solchen zur lebenspraktischen, beruflichen und schulischen
Entwicklung, kommt der Gestaltung einer strukturierten Freizeit
und insbesondere dem Sport im Vollzug des Jugendarrests eine
besondere Bedeutung zu. Eigene Fernsehgerate und eigene Ge-
rate der Informations- und Unterhaltungselektronik sind nicht zu-
gelassen.

f) Die Einzelunterbringung wahrend der Einschlusszeiten wird zur
Regelform. Eine gemeinsame Unterbringung ist mit Zustimmung
der Arrestierten moglich, wenn keine schadlichen Einflisse zu be-
firchten sind. Die Arrestierten dirfen eigene Kleidung tragen.
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g) PflichtverstoRe sind konsequent erzieherisch aufzuarbeiten. Da-
fur stehen erzieherische MaRnahmen zur Verfligung, auferdem
soll die einvernehmliche Streitbeilegung geférdert werden.

h) Jugendarrestanstalten sind mit dem fur die Erreichung des Voll-
zugziels und fur die Erfullung ihrer Aufgaben erforderlichen Per-
sonal auszustatten. Die Bediensteten mussen fur die erzieheri-
sche Gestaltung geeignet und qualifiziert sein.

6. Die gesetzlichen Regelungen sind auch an vélkerrechtlichen Vor-
gaben und internationalen Standards mit Menschenrechtsbezug zu
messen. Insoweit sind der internationale Pakt Gber blrgerliche und
politische Rechte vom 19. Dezember 1966 und die Europaische
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten
(EMRK) vom 4. November 1950 beachtet worden. Dartber hinaus
erfiillt das Gesetz die Forderungen des Ubereinkommens der Ver-
einten Nationen (UN-Kinderrechtskonvention) Uber die Rechte des
Kindes vom 20. November 1989 und des VN-Ubereinkommens ge-
gen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Strafe (UN-Antifolterkonvention) vom 10. Dezem-
ber 1984. Auch hat sich das Gesetz an den VN-Regeln uber die Min-
destgrundsatze fir die Behandlung der Gefangenen von 1955, zur
Jugendgerichtsbarkeit (Nelson Mandela Rules) vom 29. November
1985 und zum Schutz von Jugendlichen, denen ihre Freiheit entzo-
gen ist, vom 14. Dezember 1990 orientiert. SchlieRlich sind die Emp-
fehlungen des Europarats zum Freiheitsentzug, wie etwa die Emp-
fehlung Rec (2006) 2 des Ministerkomitees an die Mitgliedsstaaten
Uber die Europaischen Strafvollzugsgrundsatze (Europaische Straf-
vollzugsgrundsatze) vom 11. Januar 2006, sowie der 9. Allgemeine
Bericht des Anti-Folter-Komitees (CPT) von 1989 zu Arrestanten un-
ter Freiheitsentzug sowie der Bericht des CPT (Anti-Folter-Konven-
tion) vom 19. Juli 2011 unter anderem zum Besuch einer deutschen
Jugendarrestanstalt beachtet worden. Dariber hinaus fanden auch
die Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarates fur die von
Sanktionen und MafRnahmen betroffenen jugendlichen Straftater und
Straftaterinnen Rec (2008) 11 vom 5. November 2008 Berlcksichti-
gung bei der Erstellung dieses Gesetzes.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen
Zu § 1 - Anwendungsbereich

Die Bestimmung regelt den sachlichen Anwendungsbereich des Geset-
zes. Er umfasst den Vollzug des Jugendarrests. Darunter fallt der Ju-
gendarrest als Zuchtmittel nach § 13 JGG, der Nichtbefolgungsarrest
nach § 11 Abs. 3, § 15 Abs. 3 Satz 2, § 23 Abs. 1 Satz 4 und § 88 Abs. 6
Satz 1 JGG, der Nichtbefolgungsarrest nach § 98 Abs. 2 des Ordnungs-
widrigkeitengesetzes (OWiG) sowie der Jugendarrest neben Jugendstra-
fe (sogenannter Warnschussarrest) nach § 16a JGG.

Die Bestimmung fuhrt aus Grinden der besseren Lesbarkeit des Ge-
setzestextes die verkirzten Begriffe "Vollzug" und "Anstalt" als Legal-
definitionen ein.

Zu § 2 - Ziel des Vollzugs

Die Bestimmung benennt das Vollzugsziel. Jugendarrest wird als Zucht-
mittel geman § 13 Abs. 1 JGG von den Gerichten dann angeordnet, wenn
den Jugendlichen eindringlich zu Bewusstsein gebracht werden muss,
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dass sie fiir das von ihnen begangene Unrecht einzustehen haben. Die
bisherige bundesgesetzliche Vorgabe in § 90 Abs. 1 Satz 1 JGG schreibt
zum Vollzug des Jugendarrests vor, er solle das Ehrgefiihl der Jugend-
lichen wecken und ihnen eindringlich zu Bewusstsein bringen, dass sie
fir das von ihnen begangene Unrecht einzustehen haben. Nach § 90
Abs. 1 Satz 3 JGG soll er den Jugendlichen helfen, die Schwierigkeiten
zu bewaltigen, die zur Begehung ihrer Straftaten beigetragen haben.
Da es sich beim Jugendarrest um eine freiheitsentziehende Kurzzeit-
malRnahme von maximal vier Wochen Dauer handelt, sind die erziehe-
rischen Einflussmoglichkeiten begrenzt. Die Anstalt hat nur wenig Zeit,
um die Arrestierten kennenzulernen, sich ein Bild von ihrem Hilfebedarf
zu machen und erste MaRnahmen einzuleiten. Vor diesem Hintergrund
benennt die Bestimmung als Ziel des Vollzugs, den Arrestanten das von
ihnen begangene Unrecht, dessen Folgen und ihre Verantwortung hier-
fir bewusst zu machen und einen Beitrag zu einer eigenverantwortli-
chen Lebensfiihrung ohne weitere Straftaten zu leisten. Die Anstalt soll
den Arrestierten, soweit dies in der Klrze der Zeit méglich ist, Hilfen fur
eine Lebensflihrung ohne Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten sowie
die dafiir notwendigen Potentiale aufzeigen und vermitteln. Dies kann
sie jedoch nicht allein leisten. Hierflr ist eine enge Vernetzung mit ex-
ternen Stellen, die die von der Anstalt fur erforderlich gehaltenen Hilfs-
angebote zur Verfligung stellen kénnen, unverzichtbar.

Zu § 3 - Stellung der Arrestierten, Mitwirkung

Absatz 1 verpflichtet alle am Arrest Mitwirkenden, entsprechend Artikel1
des Grundgesetzes und Artikel 1 der Verfassung des Freistaats Thirin-
gen, Persoénlichkeit und Menschenwirde zu achten.

Absatz 2 Satz 1 normiert den Grundsatz, dass die Rechte der Arrestier-
ten, deren Einschrankung das Gesetz nicht vorsieht, erhalten bleiben.

Satz 2 durchbricht diesen Grundsatz und gestattet die Auferlegung von
weiteren Beschrankungen der Freiheit, wenn dies zur Aufrechterhal-
tung der Sicherheit oder zur Abwendung einer schwerwiegenden St6-
rung der Ordnung der Anstalt unerlasslich, mithin "ultima ratio” ist. Es
bedarf dieser Ermachtigung, da in einer Anstalt nicht alle Situationen
voraussehbar sind, die insbesondere zu einer Beeintrachtigung der Si-
cherheit fihren kénnen.

Satz 3 legt fest, dass die Beschrankungen dem Grundsatz der Verhalt-
nismaRigkeit zu entsprechen haben.

Absatz 3 Satz 1 sieht eine aus dem Erziehungsgedanken resultierende
Pflicht zur Mitwirkung an der Verwirklichung des Vollzugsziels vor. Ar-
restierte weisen in vielen Fallen erhebliche Reifeverzdégerungen auf und
haben oft mehrere erfolglose Erziehungsversuche hinter sich, so dass
nicht als selbstverstandlich angenommen werden kann, sie seien wil-
lens und in der Lage, an der Erreichung des Vollzugsziels auf freiwilli-
ger Basis mitzuwirken. Mit Blick auf das junge Lebensalter und die noch
nicht abgeschlossene Entwicklung wird hier von einer positiven Beein-
flussbarkeit der noch ungefestigten Persdnlichkeiten ausgegangen. Zu-
dem nimmt die Anstalt dadurch, dass sie von den Arrestierten Mitwir-
kung einfordert, diese als eigenverantwortliche Persdnlichkeiten ernst.

Satz 2 richtet sich an die Anstalt mit der Aufforderung, auf die Arrestier-

ten in dem Sinne einzuwirken, dass ihre Bereitschaft zur Mitarbeit ge-
weckt und geférdert wird. Dies tragt der Erkenntnis Rechnung, dass die
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Erreichung des Vollzugsziels bei freiwilliger Mitwirkung der Arrestierten
besser mdglich ist.

Gemal Satz 3 sind vollzugliche MalRnahmen zu erlautern. Dies stellt ei-
nen integralen Bestandteil der Erziehung dar und erhéht das Verstand-
nis far solche MaRnahmen.

Zu § 4 Grundsitze der Vollzugsgestaltung

Die Bestimmung enthalt zentrale Grundsatze der Vollzugsgestaltung. Es
handelt sich um an die Anstalt gerichtete Programmsatze, aus denen die
Arrestierten keine unmittelbaren Rechte herleiten kénnen.

Absatz 1 benennt die erzieherische Gestaltung des Vollzugs und die Er-
reichung des Vollzugszieles als zentrale Bezugspunkte. Der Gesetzgeber
knlpft damit inhaltlich an den Erziehungsgedanken des Jugendgerichts-
gesetzes an. AuRerdem sind die notwendigen Rahmenbedingungen zu
schaffen, um die Erreichung des Vollzugsziels zu ermdglichen. Dies be-
trifft den gesamten Vollzugsalltag, der fir die Arrestierten ein wichtiges
Lernfeld darstellen soll. Es ist dabei auf eine kommunikative, zugleich
aber auch Grenzen setzende Ausgestaltung des Vollzugs zu achten.
Die Erziehung hat konsequent zu sein und einen achtungsvollen Um-
gang zu gewabhrleisten.

Absatz 2 verpflichtet die Anstalt, etwaigen unglinstigen Nebenwirkun-
gen des Freiheitsentzugs entgegenzuwirken. Das soziale Umfeld ist, so-
fern es fur die Resozialisierung erforderlich ist, aufrechtzuerhalten und
zu fordern. Angesichts der kurzen Verweildauer beinhaltet der Gegen-
steuerungsgrundsatz vor allem die Verpflichtung der Anstalt, Selbstver-
letzungen oder gar Selbsttdtungen zu verhindern und die Arrestierten
vor Ubergriffen anderer Arrestierten zu schiitzen.

Absatz 3 formuliert das zentrale Gebot der Differenzierung und verpflich-
tet die Anstalt, unter Beachtung von Artikel 3 Abs. 2 und 3 GG insbeson-
dere aus dem Alter, der sexuellen Identitat, der Herkunft, der Religion
oder einer Behinderung resultierende unterschiedliche Bedirfnisse und
Lebenslagen der Arrestierten sowohl bei der Vollzugsgestaltung insge-
samt als auch im Einzelfall zu bericksichtigen. Diesem Grundsatz tragt
das Gesetz beispielsweise durch die Berlcksichtigung bestimmter Er-
fordernisse bei der Verpflegung, der Religionsausubung, der Integrati-
on und der individuellen Identitatsfindung Rechnung.

Zu § 5 - MaBnahmen erzieherischer Gestaltung

Gemal Absatz 1 Satz 1 ist den Arrestierten in geeigneter Weise zu ver-
mitteln, dass sie unter den besonderen Bedingungen des Vollzugs, der
mit einem Wegfall von Ablenkungs- und Vermeidungsgelegenheiten ver-
bunden ist, die Chance zur Selbstreflektion haben. Diese zielt auf die
Erkenntnis, Verantwortung fir das eigene Verhalten zu tragen und es
andern zu mussen. Die Arrestierten sollen die notwendigen Konsequen-
zen flr ihr kiinftiges Leben ziehen. Andernfalls drohen - bei der weite-
ren Begehung von Straftaten - schwerwiegendere Sanktionen wie Ju-
gend- oder Freiheitsstrafe.

Nach Satz 2 hat die Anstalt darauf hinzuwirken, dass sich die Arrestier-
ten des angerichteten Schadens bewusst werden und sich damit aktiv
auseinandersetzen.
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Absatz 2 betont die Notwendigkeit von MalRnahmen und Programmen
zur Entwicklung und Starkung der Fahigkeiten und Fertigkeiten und un-
terstreicht die verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Ausgestal-
tung eines zeitgemalfen Vollzugs. Angestrebt werden Aufbau, Einiibung
und Anwendung von Fahigkeiten und Fertigkeiten fiir ein Leben ohne
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten. Hierzu gehéren insbesondere so-
zialvertragliche Verhaltensweisen, die die Rechte anderer achten. Die-
se MalBnahmen zielen auch darauf ab, ein angemessenes Selbstwert-
geflhl zu entwickeln.

Absatz 3 Satz 1 konkretisiert die inhaltlichen Vorgaben der Einzel- und
Gruppenmalinahmen. Inhalte und Methoden sind entsprechend den
praktischen Erfahrungen und wissenschaftlichen Erkenntnissen weiter
zu entwickeln. Anknipfungspunkt ist zunéchst die Unterstitzung der
Arrestierten bei der Auseinandersetzung mit ihren Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten und den diese bedingenden persdnlichen und sozi-
alen Faktoren. Darlber hinaus dienen Mallhahmen im Vollzug insbe-
sondere einer Verbesserung des Sozialverhaltens der Arrestierten. Hier
kommt eine Vielzahl von Trainingsinhalten in Betracht. Zur Verbesserung
ihrer Fahigkeiten sollen den Arrestierten schulische und berufliche Hil-
fen angeboten werden. Sie sollen zu persénlichen Problemen beraten
werden und die Gelegenheit erhalten, sich mit ihrer Gewalt-, Sucht- oder
Schuldenproblematik auseinanderzusetzen. Gruppenarbeit, Gemein-
schaftsprojekte oder Gemeinschaftssport sind besonders gut geeignet,
um ein angemessenes Sozialverhalten einzuiiben und anzuwenden.
Zudem sollen die Arrestierten an eine verantwortliche Gestaltung des
alltdglichen Zusammenlebens herangefiihrt werden. Neben Gruppen-
maflnahmen, die einen Schwerpunkt der erzieherischen Gestaltung bil-
den, sind auch Einzelmalinahmen erforderlich, da nicht alle Arrestierten
gruppenfahig sind. AuRerdem wird die Vermittlung unterstitzender Kon-
takte, insbesondere im Sinne von § 6 Abs. 2, betont.

Im Hinblick auf die kurze Dauer des Vollzugs sieht Satz 2 vor, dass die
Anstalt auch an Wochenenden und gesetzlichen Feiertagen Einzel- und
Gruppenmalfinahmen durchfihrt.

Da die Arrestierten einen strukturierten Tagesverlauf haufig nicht kennen,
sieht Absatz 4 vor, sie an einen geregelten Tagesablauf heranzufiihren.
Dies bedeutet, einen solchen mit den Arrestierten einzuiben und ihnen
dessen Notwendigkeit und Nutzen, insbesondere fir die Zeit nach der
Entlassung, zu vermitteln, damit sie nach dem Vollzug auf Halt geben-
de Strukturen zurlckgreifen kénnen.

Nach Absatz 5 Satz 1 sind die Arrestierten bei der Behebung ihrer
Schwierigkeiten zu unterstlitzen, weil nicht angenommen werden kann,
dass sie das, was sie aulderhalb des Vollzugs versaumt haben, nunmehr
eigenstandig bewaltigen. Es kommt jedoch darauf an, dass sie Eigen-
initiative entwickeln und sich nicht darauf verlassen, die Anstalt werde
ihre Angelegenheiten regeln. Die Hilfe hat umgehend zu beginnen und
soll nach dem Grundsatz der Betreuungskontinuitat bis in die Zeit nach
der Entlassung fortwirken.

Satz 2 betont den Grundsatz der Hilfe zur Selbsthilfe. Diese zielt darauf
ab, Motivation und Eigeninitiative der Arrestierten anzuregen und so zu
starken, dass sie im Ergebnis ihre Probleme selbst I6sen kénnen. Die
Anstalt leistet daftr die im Einzelfall notwendige Unterstitzung. Hierbei
soll beim Vorliegen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit eine Scha-
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denswiedergutmachung angeregt werden, um auch auf diesem Weg den
Arrestierten das von ihnen begangene Unrecht und ihre Verantwortung
hierfiir bewusst zu machen.

Zu § 6 - Zusammenarbeit, Einbeziehung Dritter

Das in Absatz 1 geregelte Prinzip status-, fach- und dienstibergreifender
Zusammenarbeit ist aufgrund der kurzen Aufenthaltsdauer fiir die Errei-
chung des Vollzugsziels und die erzieherische Ausrichtung des Vollzugs
von besonderer Bedeutung. Die Regelung richtet sich an die Bedienste-
ten sowie an alle sonst im Vollzug Tatigen und soll gewahrleisten, dass
deren unterschiedliche Kenntnisse und Erfahrungen fir das Erreichen
des Vollzugsziels eingebracht werden.

Der Vollzug kann sein Ziel nur erreichen, wenn er in ein effektives Hilfe-
system eingebunden ist. Aufgrund der Kirze des Vollzugs kann die Anstalt
haufig nur den Hilfebedarf ermitteln und MaRnahmen anstofRen. Deshalb
kommt gemaf Absatz 2 der Zusammenarbeit mit Dritten eine besonde-
re Bedeutung zu. Die Arrestierten sind darauf angewiesen, dass Dritte
MafRnahmen durch- oder weiterflihren. Beispielhaft zu nennen sind Be-
wahrungshilfe, Jugendamter, Jugendgerichtshilfe, Schulen und Schulbe-
hérden, Einrichtungen fir berufliche Bildung, Stellen der Straffalligenhilfe,
Agenturen fur Arbeit, Jobcenter, Gesundheits- und Auslanderbehdrden,
Integrationsbeauftragte, Suchtberatungsstellen und Schuldnerberatun-
gen sowie Trager der Sozialversicherung, der Sozialhilfe, Hilfeeinrichtun-
gen anderer Behorden und Trager der freien Wohlfahrtspflege.

Die angemessene Einbeziehung der Personensorgeberechtigten nach
Absatz 3 Satz 1 ergibt sich insbesondere aus dem Elternrecht nach Arti-
kel 6 Abs. 2 GG. Sie kdnnen insbesondere Uber die Gestaltung des Voll-
zugs informiert und in geeigneten Fallen auch durch die Anstalt beraten
werden. Die Einbeziehung unterbleibt, soweit sie nicht mdglich ist oder
dem Vollzugsziel zuwiderlauft. Haufig kommen die Arrestierten aus pro-
blematischen Familien. Soweit die Eltern Interesse an ihrem Kind zei-
gen, ist zu prifen, inwieweit ihre Vorstellungen mit dem Vollzugsziel in
Einklang stehen.

Satz 2 stellt sicher, dass die Personensorgeberechtigten Uber besonde-
re Begebenheiten, etwa eine schwerwiegende Erkrankung, unterrich-
tet werden.

Zu § 7 - Aufnahmeverfahren

Gemal Absatz 1 Satz 1 ist mit den Arrestanten im Rahmen der Aufnah-
me unverziglich ein Gesprach zu fuhren. Nach der Erhebung grundle-
gender Daten verfolgt dieses Gesprach das Ziel, die erforderlichen Erst-
informationen Uber die gegenwartige Lebenssituation, insbesondere die
psychische und physische Verfassung und akute Probleme der Arres-
tierten festzustellen, um gegebenenfalls sogleich reagieren zu kénnen.
Bei unuberwindlichen sprachlichen Verstandigungsschwierigkeiten ist
eine Sprachmittlerin oder ein Sprachmittler hinzuzuziehen. In eilbedurf-
tigen Ausnahmefallen kann dies ein vertrauenswurdiger Arrestierter sein.
Darlber hinaus durfen zur Wahrung des Personlichkeitsschutzes nach
Satz 2 andere Arrestanten bei diesem Gesprach nicht anwesend sein.

Nach Absatz 2 Satz 1 werden die Arrestierten Uber ihre Rechte und
Pflichten unterrichtet. Dies ist auch in geeigneten Gruppen maoglich. Die
Unterrichtung hat in einer angemessenen und verstandlichen Sprache
zu erfolgen. Damit wird den Arrestierten das einzuhaltende Regelwerk
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bekannt gemacht. Satz 2 sieht vor, den Arrestierten die Hausordnung
auszuhandigen und auf Verlangen ein Exemplar dieses Gesetzes zu-
ganglich zu machen.

Absatz 3 Satz 1 sieht die Verpflichtung der Anstalt vor, die Personensor-
geberechtigten und das zustandige Jugendamt von der Aufnahme un-
verzuglich schriftlich zu unterrichten. Letzteres ist mit Blick auf die kurze
Dauer des Vollzugs besonders bedeutsam fiir die Einleitung von Hilfe-
maflnahmen in eigener Zustandigkeit des Jugendamts. Entsprechen-
des gilt nach Satz 2 fiir die Bewahrungshilfe, wenn Arrestierte unter Be-
wahrungsaufsicht stehen.

Absatz 4 sieht vor, dass die Arrestierten nach der férmlichen Aufnah-
me alsbald arztlich untersucht werden. Die Untersuchung dient dem
Schutz der aufgenommenen Arrestierten, der anderen Arrestierten so-
wie der Bediensteten und bildet die Grundlage fur weitere Malnahmen
des Vollzugs. Hinsichtlich des Freizeit- und Kurzarrestes ist auf § 41
Abs. 2 Satz 3 hinzuweisen.

Absatz 5 normiert eine Mitteilungspflicht der Anstalt gegenliber dem
Vollstreckungsleiter. Dies betrifft insbesondere Falle, in denen uber die
Vollzugstauglichkeit der Arrestierten zu entscheiden ist, etwa weil eine
fortgeschrittene Schwangerschaft oder erhebliche gesundheitliche Pro-
bleme bestehen.

Zu § 8 - Ermittlung des Hilfebedarfs, Erziehungs- und Forderplan

Gemal Absatz 1 Satz 1 und 2 ist nach dem Aufnahmeverfahren alsbald
ein ausfihrliches Gesprach mit den Arrestierten zur Ermittlung ihres Hil-
febedarfs zu fliihren. Das Gesprach erstreckt sich auf die Persdnlichkeit
und die aktuellen Lebenslagen, die Herkunft, die Religion, die sexuelle
Identitat der Arrestierten. Neben bedeutsamen duf3eren Umstanden soll
insbesondere festgestellt werden, welche Starken und Schwachen, wel-
che Ressourcen und Defizite sie haben und wie sie selbst ihre Entwick-
lung und ihre Perspektiven sehen. Auch zur schulischen und beruflichen
Situation, zu spezifischen Problemlagen wie einer hohen Verschuldung
oder Suchtgefahrdung sowie zum sozialen Umfeld sollen Feststellungen
getroffen werden. Dem Jugendlichen ist das Vollzugsziel zu vermitteln.

Nach Satz 3 werden bei der Ermittlung des Hilfebedarfs die Erkenntnis-
se aus den Vollstreckungsunterlagen und die Erkenntnisse der Jugend-
gerichtshilfe sowie Bewahrungshilfe einbezogen.

Absatz 2 sieht die Erstellung eines Erziehungs- und Foérderplans auf
Grundlage des ermittelten Hilfebedarfs vor. Der Erziehungs- und For-
derplan fasst alle erforderlichen MalRnahmen fiir die Arrestierten zusam-
men und dient sowohl den Arrestierten als auch den Bediensteten als
Orientierungsrahmen.

Nach Satz 1 erértern die an der Erziehung mafgeblich beteiligten Be-
diensteten den Hilfebedarf fiir die Dauer des Vollzugs und die Zeit da-
nach und legen die sich daraus ergebenden MaRnahmen fest.

Nach Satz 2 sollen die Arrestierten aktiv in die Erarbeitung des Erzie-
hungs- und Férderplans einbezogen werden. Ihre Anregungen und Vor-
schlage sollen im Erziehungsplan bertcksichtigt werden, soweit sie dem
Vollzugsziel dienen.
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Der Erziehungs- und Férderplan ist nach Satz 3 schriftlich niederzule-
gen und den Arrestierten auszuhandigen, sowie auf deren Verlangen
den Personensorgeberechtigten zu Ubermitteln.

Absatz 3 benennt im Einzelnen mdgliche Hilfen, zu denen der Erzie-
hungs- und Foérderplan Aussagen treffen kann. Dartber hinausgehend
kann der Erziehungs- und Forderplan bei Bedarf auch weitere Angaben
enthalten. Inhalte der einzelnen Mal3inahmen ergeben sich aus § 5 Abs. 3.

Zu § 9 - Unterbringung wahrend der Einschlusszeiten, Trennungs-
gebot

Absatz 1 betont die Einzelunterbringung in den Arrestraumen als Re-
gelfall und begriindet einen entsprechenden Anspruch der Arrestierten.
Die Einzelunterbringung dient dem Schutz der Privat- und Intimsphéare
der Arrestanten und dem Schutz vor wechselseitigen Ubergriffen. Ledig-
lich im Falle von zwingenden Griinden (zum Beispiel temporarer Bele-
gungszuwachs, Bauarbeiten) kann voriibergehend von dem Grundsatz
abgewichen werden.

Absatz 2 ermdglicht die gemeinsame Unterbringung in daflir geeigneten
Arrestraumen, wenn die Arrestierten zustimmen, ein schadlicher Einfluss
dadurch nicht zu befiirchten ist und erzieherische Griinde dem nicht ent-
gegenstehen. Dabei muss die Anstalt berticksichtigen, dass anders als
im Jugendstrafvollzug, bedingt durch die hohe Fluktuation der Arrestier-
ten und der sehr kurzen Aufenthaltsdauer, keine Mdglichkeit besteht, die
Arrestierten zuvor griindlich kennenzulernen und etwaiges Konfliktpo-
tential grundlegend abzuschatzen. Vom Grundsatz der Zustimmungs-
pflicht kann im Einzelfall nur dann abgewichen werden, wenn eine be-
sondere Gefahrdung oder Hilfsbedurftigkeit des Gefangenen gegeben
ist, sowie im Falle einer verbesserten Resozialisierung zur Erreichung
des Vollzugszieles (§ 2) etwa bei Zweierbelegung.

Die in Absatz 3 normierte Trennung mannlicher und weiblicher Arres-
tierter folgt den Empfehlungen des Europarats Nummer 60 zu Mal3nah-
men und Sanktionen gegen jugendliche Straftdter und Straftaterinnen.
Gemeinsame MalRnahmen oder Aufenthalte werden dadurch nicht aus-
geschlossen.

Zu § 10 - Aufenthalt auBerhalb der Einschlusszeiten

Die Bestimmung regelt in Absatz 1 den Aufenthalt der Arrestierten au-
Rerhalb der Einschlusszeiten und berlcksichtigt hierbei das allgemeine
Bedurfnis junger Menschen nach Kontakt und Gedankenaustausch. Sie
beritcksichtigt, dass auflierhalb des Vollzugs Freizeit, Schule und Ausbil-
dung regelmafig in Gemeinschaft stattfinden.

Absatz 2 ermdglicht eine Einschrankung des gemeinschaftlichen Auf-
enthalts in bestimmten Fallen. Nach Nummer 1 ist eine Einschrankung
zulassig, wenn Griinde der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt dies er-
fordern. Sie ist nach Nummer 2 im Interesse eines geordneten Zusam-
menlebens in der Anstalt moglich, wenn zu befiirchten ist, dass Arrestier-
te einen schadlichen Einfluss auf andere ausiiben. Nummer 3 tragt der
Erkenntnis Rechnung, dass es auch ein erzieherisches Mittel sein kann,
den Zugang zur Gemeinschaft voriibergehend einzuschranken. Diese
MafRnahme ist jedoch auch mit Blick auf die sehr kurze Dauer des Voll-
zugs nur zulassig, wenn sie dringend geboten ist.
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Zu § 11 - Besitz von Gegenstanden

Die Bestimmung ist die Grundnorm fiir jeglichen Besitz von Gegenstan-
den innerhalb der Anstalt.

Satz 1 bindet die Uberlassung von Gegensténden an die Zustimmung
der Anstalt.

Die Anstalt kann mit der Verweigerung ihrer Zustimmung nach Satz 2 er-
reichen, dass Gegenstande, die geeignet sind, die Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt oder die Erreichung des Vollzugsziels zu gefahrden,
gar nicht erstin die Anstalt gelangen. Eine zunachst erteilte Zustimmung
kann im Falle des Missbrauchs widerrufen werden. Der Kontrollaufwand
wird so moglichst gering gehalten. Satz 2 wird durch speziellere Best-
immungen, wie zum Beispiel § 20 Abs. 2 Satz 2 fir den Besitz grundle-
gender religiéser Schriften, modifiziert.

Nach Satz 3 ist die Anstalt, sofern die Arrestierten Gegenstande im Ar-
restraum nicht aufbewahren diirfen, zur Aufbewahrung verpflichtet, so-
weit dies nach Art und Umfang mdglich ist.

Zu § 12 - Kleidung
Absatz 1 Satz 1 gestattet es den Arrestierten, eigene Kleidung zu tragen.

Das Recht kann nach Satz 2 jedoch eingeschrankt werden, soweit es
zur Gewahrleistung der Sicherheit oder Ordnung aber auch der Hygiene
der Anstalt erforderlich ist. Ein Verstol gegen Sicherheit oder Ordnung
kann beispielsweise gegeben sein, wenn Kleidung mit provozierenden
oder gewaltverherrlichenden Aufschriften getragen wird, als Statussym-
bol dient oder die Zugehorigkeit zu einer bestimmten "Szene" anzeigt.

Nach Satz 3 haben die Arrestierten flr die Reinigung und Instandset-
zung ihrer Kleidung selbst zu sorgen, um ihre Selbststandigkeit und ihr
Verantwortungsbewusstsein flr ihre eigenen Angelegenheiten zu for-
dern. Das Gesetz verzichtet auf eine Beteiligung der Arrestierten an
den Reinigungskosten.

Absatz 2 sieht die Moglichkeit vor, bei Bedarf Arrestierten Kleidung zur
Verfligung zu stellen.

Zu § 13 - Verpflegung

Absatz 1 Satz 1 bestimmt, dass die Anstalt fir eine gesunde Ernahrung
zu sorgen hat, die arztlich tberwacht wird. Dies entspricht den Empfeh-
lungen des Europarats Nummern 68.1ff. zu Ma3nahmen und Sanktio-
nen gegen jugendliche Straftater und Straftaterinnen und ist Auspragung
des Firsorgegrundsatzes.

Bei Bedarf erhalten Arrestierte nach Satz 2 auf arztliche Anordnung be-
sondere Verpflegung. Den Arrestierten ist zu ermdglichen, Speisevor-
schriften ihrer Religionsgemeinschaft zu befolgen.

Die Férderung der gemeinsamen Einnahme von Mahlzeiten in Absatz 2

dient der Starkung der sozialen Kompetenz und des sozialvertraglichen
Verhaltens des Arrestierten in der Gemeinschaft Anderer.
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Zu § 14 - Bildung und Beschiftigung

Anders als im Vollzug der Straf- und Untersuchungshaft kann den Arres-
tierten aufgrund der kurzen Verweildauer nur eine Grundlage fur Aus-
und WeiterbildungsmafRnahmen angeboten werden, die ihnen den Ein-
stieg in das Schul- und Berufsleben nach dem Vollzug erleichtert. Die
Arrestierten sollen im Vollzug aber sinnvoll beschaftigt werden. Bei zahl-
reichen Arrestierten bestehen erhebliche Bildungsdefizite. Uberdies sind
lebenspraktische Fahigkeiten, wie eine eigenstédndige Nahrungszuberei-
tung, Ordnung und Sauberkeit oder andere Fertigkeiten des taglichen Le-
bens im Vollzug zu férdern, weil hier haufig ebenfalls Defizite festzustel-
len sind. Der Uberwiegende Anteil der Arrestierten verfligt zudem nicht
Uber konkrete Zukunftsperspektiven.

Satz 1 orientiert sich daher an dem Vollzugsziel und stellt die Anforde-
rung an die Anstalt, den Arrestierten geeignete Ma3nahmen im Bereich
der lebenspraktischen, schulischen und beruflichen Entwicklung anzu-
bieten. Hierzu zahlen auch Angebote externer Organisationen oder eh-
renamtlich tatiger Personen. Die Zeit im Vollzug kann auch dazu genutzt
werden, um die Arrestierten auf eine Teilnahme an entsprechenden An-
geboten nach Beendigung des Vollzugs vorzubereiten.

Nicht nur die Bildung der Arrestierten soll gefordert werden. Es gilt auch,
bei ihnen ein Bewusstsein fiir die Bedeutung sozialer Kompetenzen zu
entwickeln. Aus diesem Grund kénnen ihnen gemal Satz 2 sowohl Auf-
gaben innerhalb der Anstalt, als auch sonstige gemeinnutzige Tatigkeiten
aulerhalb der Anstalt Ubertragen werden. Ein Anspruch auf Entlohnung
fur die Teilnahme an diesen Tatigkeiten oder den Entwicklungsmal3nah-
men besteht nicht.

Zu § 15 - Freizeit

Absatz 1 Satz 1 stellt eine Verbindung zwischen der Freizeitgestaltung
und dem Vollzugsziel her. Zahlreiche Arrestierte haben bei Antritt des Voll-
zugs keine Vorstellung von einer sinnvollen Freizeitbeschaftigung und
ihre Straftaten oft vor diesem Hintergrund begangen. Nach Beendigung
des Vollzugs werden sie, sofern sie nicht die Schule besuchen oder einen
Ausbildungsplatz haben, wieder Uber freie Zeit im Uberfluss verfiigen.

Freizeit im Vollzug dient zwar auch der zweckfreien Entspannung und
Erholung. Die Arrestierten sollen hierbei jedoch nicht nur konsumieren,
sondern vielmehr eigene positive Neigungen und Begabungen heraus-
finden. Eine in dieser Art und Weise verstandene Freizeitgestaltung dient
der positiven Entwicklung der Personlichkeit der Arrestierten. Die wah-
rend des Vollzugs kennengelernten und eingelbten Verhaltensmuster
und die dort erfahrenen Angebote kénnen auch nach der Entlassung
als Richtschnur fir den Umgang mit freier Zeit dienen. Ein strukturiertes
Freizeitverhalten bietet Chancen fur wichtige Lernerfahrungen sowie den
Erwerb sozialer Kompetenzen. Dartber hinaus starkt es die kdrperliche
und psychische Gesundheit. Deshalb besteht ein unmittelbarer Zusam-
menhang zwischen der Ausgestaltung der Freizeit und dem Vollzugsziel.

Absatz 1 Satz 2 verpflichtet die Anstalt dementsprechend, geeignete An-
gebote zur Freizeitgestaltung vorzuhalten. Die Angebote beziehen sich
vor allem auf Freizeitgruppen mit kulturellem Themenschwerpunkt und
Sportangebote, aber auch auf weiterbildende MaRnahmen wie zum Bei-
spiel Erste-Hilfe-Kurse. Zur Durchfiihrung der Freizeitangebote kann die
Anstalt Externe, beispielsweise Volkshochschulen, Sportvereine und Kir-
chengemeinden, einbeziehen.
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Nach Satz 3 hat die Anstalt eine angemessen ausgestattete Bibliothek
sowie Zeitungen oder Zeitschriften bereitzustellen. Dies erfordert alters-
gerechte Blcher zur Unterhaltung, zur Allgemeinbildung und zu Weiter-
bildungszwecken. Sie sollen im notwendigen Umfang auch in gangigen
Fremdsprachen vorgehalten werden. Auf eine regelmafige Aktualisie-
rung des Bestands ist zu achten, da nur so das Interesse der Arrestier-
ten an der Nutzung der Bibliothek geweckt und erhalten werden kann.

Nach Satz 4 hat die Anstalt auch die Aufgabe, die Arrestierten zur Teil-
nahme und Mitwirkung an Angeboten der Freizeitgestaltung zu motivie-
ren und anzuleiten, da diese oftmals keine Erfahrungen mit strukturier-
ter Freizeit haben.

Absatz 2 dient der Verwirklichung des Grundrechts der Informations-
freiheit im Vollzug. Die Anstalt hat den Arrestierten den Zugang zum
Rundfunk zu ermdglichen. Rundfunk ist der Oberbegriff fir Hérfunk und
Fernsehen. Art und Weise des Rundfunkempfangs hangen von den Ver-
héaltnissen in der Anstalt ab. Dabei ist zu beachten, dass insbesondere
Fernsehgerate und neuere Gerate der Informations- und Unterhaltungs-
technik gemeinschaftlich aulRerhalb der Arrestrdume genutzt werden sol-
len. Zwar spielt die Mediennutzung im Alltag der Arrestierten eine wich-
tige Rolle. Jedoch ist hier zu bericksichtigen, dass sich die Arrestierten
wahrend der sehr kurzen Verweildauer im Vollzug nicht zerstreuen und
ablenken, sondern die Zeit zum Nachdenken Uber ihre Situation und ihr
kinftiges Leben nutzen sollen. Deshalb ist die Nutzung eigener Gerate
in den Arrestrdumen nicht vorgesehen.

Absatz 3 Satz 1 hebt die besondere Bedeutung des Sports fur die Ar-
restierten hervor. Das Bundesverfassungsgericht hat wegen der phy-
sischen und psychischen Besonderheiten von jugendlichen Personen
speziellen Regelungsbedarf u. a. in Bezug auf eine ausreichende kor-
perliche Bewegung gesehen (BVerfG, NJW 2006, S. 2093, 2096). Be-
wegungsmangel und Stress mit ihren negativen psychosozialen Auswir-
kungen und Spannungszustanden wird entgegengewirkt.

Satz 2 schreibt daher die Schaffung taglicher Angebote vor.

Nach Satz 3 sollen die Arrestierten motiviert werden, sich sportlich zu
betéatigen.

Zu § 16 - Gesundheitsschutz und Hygiene

Die Arrestierten haben sich ebenso wie in Freiheit eigenverantwortlich
um ihr korperliches, geistiges und seelisches Wohl zu kimmern. Diese
Verantwortung soll ihnen die Anstalt nicht abnehmen. Die in Absatz 1
Satz 1 vorgeschriebene Unterstitzung durch die Anstalt ist jedoch er-
forderlich, weil die Arrestierten im Vollzug gesundheitlichen Beeintrach-
tigungen durch eigene Initiative nicht in gleicher Weise wie in Freiheit
begegnen kénnen.

Der Gesundheitszustand vieler Arrestierter ist durch Fehlernahrung und
ungesunde Lebensfiihrung, insbesondere durch den Konsum von Ta-
bak, Alkohol oder illegalen Drogen gepragt. Daher ist die Anstalt nach
Satz 2 gehalten, auf einen Bewusstseinswandel hinzuwirken.

Den Arrestierten soll die Bedeutung einer gesunden Lebensfiihrung ver-

mittelt werden. Deshalb ist gemaf Satz 3 insbesondere auf die Gefahr-
dung durch Infektionen, Drogen, Tabak und Alkohol sowie auf entgegen
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wirkende, jugendspezifisch ausgerichtete Beratungs-, Behandlungs- und
Betreuungsangebote hinzuweisen.

Satz 4 verbietet allen Arrestierten das Rauchen auf dem gesamten An-
staltsgeldnde. Dies dient dem Zweck, den Arrestierten einen umfassen-
den Schutz vor den gesundheitlichen Risiken des Rauchens zu bieten:
Zum einen sollen die jugendlichen Arrestierten vor den gesundheitlichen
Folgen des Rauchens geschitzt werden. Zum anderen soll auch den
volljahrigen Arrestierten die Moglichkeit eines rauchfreien Lebens aufge-
zeigt werden. Das setzt allerdings voraus, dass die Bediensteten mit gu-
tem Beispiel vorangehen. Durch das generelle Rauchverbot fir die Arres-
tierten sollen auch negative Begleiterscheinungen des Rauchens fir die
Ordnung der Anstalt ausgeschlossen werden. Hinzu kommt, dass auf-
grund standig wechselnder Belegung der Arrestrdume der Schutz nicht
rauchender Arrestierter nicht moglich ware, lieRe man das Rauchen in-
nerhalb der Arrestrdume zu.

Durch das enge Zusammenleben mit Anderen gewinnen grundsétzlich
alle Aspekte des Gesundheitsschutzes erhéhte Bedeutung.

Deshalb legt Satz 5 den Arrestierten die Verpflichtung auf, die notwen-
digen Anordnungen zu Gesundheitsschutz und Hygiene zu befolgen.

Der Aufenthalt im Freien nach Absatz 2 folgt aus der Pflicht zur Gesund-
heitsflirsorge. Die Dauer von einer Stunde pro Tag ist eine Mindestga-
rantie. Der zeitliche Rahmen kann erweitert werden, wenn die Verhalt-
nisse in der Anstalt dies erlauben. Eine Erweiterung dirfte insbesondere
an den Wochenenden in Betracht kommen. Dabei ist jedoch stets zu
bedenken, dass sich die Bedirfnisse der Arrestierten nach Bewegung
im Freien und Kommunikation haufig besser im Rahmen von Sport und
anderen Freizeitmalinahmen befriedigen lassen. Die Bestimmung folgt
auch einer Empfehlung des CPT, wonach Arrestierten, die sich langer
als 24 Stunden im Arrest befinden, taglich mindestens eine Stunde Be-
wegung im Freien gewahrt werden soll.

Absatz 3 regelt die medizinische Versorgung fiir die Arrestierten. Diese
sind in der Regel krankenversichert, beispielsweise nach § 10 SGB V
als Kinder in der Familienversicherung ihrer Eltern oder nach § 5 Abs. 1
Nr. 1 SGB V, wenn sie sich in einer Berufsausbildung befinden. Die Ru-
hensvorschrift des § 16 Abs. 1 Nr. 4 SGB V gilt nicht fir Arrestanten. Soll-
ten Arrestierte gleichwohl nicht krankenversichert sein, haben sie geman
Satz 1 einen Anspruch auf medizinische Versorgung gegentber der An-
stalt. Art und Umfang richten sich nach dem aus dem Sozialstaatsgebot
(Art. 20 Abs. 1 GG) abgeleiteten Aquivalenzprinzip. Danach miissen die
medizinischen Leistungen im Vollzug den Leistungen fir gesetzlich Kran-
kenversicherte gleichwertig sein. Die Arrestierten haben daher Anspruch
auf notwendige, ausreichende und zweckmaRige medizinische Leistun-
gen unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit nach dem
Standard der gesetzlichen Krankenversicherung. Auch die Dauer des
Vollzugs ist bei der Gewahrung medizinischer Leistungen zu beachten.

Nach Satz 2 kénnen in Einzelfallen auch Arrestierte, die krankenversi-
chert sind, medizinische Leistungen nach Satz 1 gewahrt werden, wenn
dies aus vollzuglichen Griinden erforderlich ist. Dies ist zum Beispiel dann
gegeben, wenn die medizinische Behandlung in der Anstalt mit geringe-
rem Aufwand fur den Vollzug in gleicher Qualitat erbracht werden kann.
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Zu § 17 - Schriftwechsel, Pakete

Absatz 1 tragt der Erkenntnis Rechnung, dass die Aufrechterhaltung so-
zialer Kontakte fir die Arrestierten wichtig ist. Satz 1 rdumt ihnen das
Recht auf Schriftwechsel ein. Arrestierte sind nicht selten angesichts der
modernen Kommunikationsformen dem Briefeschreiben entwohnt, wor-
auf zunehmend die Unfahigkeit folgt, sich schriftlich zu duRern und An-
gelegenheiten oder Befindlichkeiten verstandlich zu formulieren.

Der Schriftwechsel dient damit dem Erlernen dieser haufig nicht vorhan-
denen Fahigkeiten und ist daher nach Satz 2 durch die Anstalt zu for-
dern. Dies umfasst auch, die Kosten fiir abgehende Schreiben in ange-
messenem Umfang zu Ubernehmen.

Die Anstalt vermittelt nach Absatz 2 Satz 1 das Absenden der Schrei-
ben der Arrestierten und den Empfang der an die Arrestierten gerichte-
ten Schreiben. Gleichzeitig sind die internen Ablaufe so zu organisie-
ren, dass eine unverzugliche Weiterleitung der Schreiben gesichert ist.

Eine inhaltliche Kontrolle findet nach Satz 2 nicht statt.

Nach Satz 3 kann die Anstalt ein- und ausgehende Schreiben auf verbo-
tene Gegenstande kontrollieren (zum Beispiel SIM-Karten oder Drogen).

Der Empfang von Paketen ist aufgrund der kurzen Verweildauer nicht
gestattet.

Zu § 18 - Besuche, Telefongesprache

Nach Absatz 1 kann den Arrestierten gestattet werden, personlich oder
telefonisch mit Personen aufRerhalb der Anstalt zu verkehren. Die Ar-
restierten stammen nicht selten aus problematischen Verhaltnissen, in
denen sie zum Teil erheblichen Belastungen ausgesetzt waren. Im In-
teresse eines - gerade zu Beginn des Vollzugs - mdglichst intensiven
"Sich-Einlassens" auf die neue Situation und die damit verbundene er-
zieherische Einwirkungsmaoglichkeit auf die Arrestierten, stehen Besu-
che und Telefongesprache unter dem Erlaubnisvorbehalt der Anstalt.
Die Arrestierten sollen in die Lage versetzt werden, sich mit einem ge-
wissen Abstand und einer neu erworbenen Kritikfahigkeit und der Fa-
higkeit zur Selbstreflexion diesen Sozialkontakten zu stellen. Die kur-
ze Verweildauer in der Anstalt Iasst eine Beeintrachtigung bestehender
AuRenkontakte durch die Einschrankung der Besuche und Telefonge-
sprache nicht beflirchten, zumal schriftliche Kontakte nach § 17 Abs. 1
mdglich sind und durch die Anstalt geférdert werden.

Nach einer Eingewodhnungszeit kdnnen den Arrestierten in der Regel
Besuch und Telefongesprache gestattet werden, wenn keine gewich-
tigen Grinde, insbesondere die Gefahrdung des Vollzugsziels, entge-
genstehen. Damit folgt die Bestimmung einer Empfehlung des CPT, die
Kontakte mit der AuRenwelt im Vollzug nicht auf "dringende Falle" zu
beschranken.

Die Telefongesprache erfolgen unter Vermittlung der Anstalt, um hier
- wie beim Besuch - Telefongesprache, die dem Vollzugsziel nicht for-
derlich sind, wie beispielsweise mit einem delinquenten Freundeskreis,
zu unterbinden.

Absatz 2 Satz 1 enthalt eine Ermachtigungsgrundlage zur Absuchung
und Durchsuchung von Besuchern, um zu verhindern, dass unerlaubt
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Gegenstande in die Anstalt eingebracht werden. Dies gilt grundsatzlich
auch fir Besuche von Verteidigern und von Beistanden nach § 69 JGG.

Nach Satz 2 gelten fur die Absuchung und Durchsuchung der Besucher
die gleichen Grundsatze wie fir die Arrestierten.

Satz 3 ermdglicht es der Anstaltsleitung, die Beaufsichtigung von Besu-
chen anzuordnen, beispielsweise wenn ein Besuch zwar grundsatzlich
dem Vollzugsziel férderlich ist, jedoch aufgrund des Eindrucks des Be-
suchers auf die Bediensteten eine Gefahrdung der Ordnung der Anstalt
nicht ausgeschlossen werden kann.

Nach Satz 4 darf die Anstalt Besuche bei Verstolien gegen die Sicher-
heit und Ordnung abbrechen, etwa wenn versucht wird, den Arrestier-
ten Drogen zu Ubergeben oder der Besucher erkennbar alkoholisiert ist.

Nach Satz 5 dirfen Gegenstande beim Besuch nur mit Erlaubnis Gberge-
ben werden. Eine solche Erlaubnis ist generell zu erteilen, wenn es sich
um die Ubergabe von Schriftstiicken und sonstigen Unterlagen durch in
Absatz 3 besonders privilegierte Personen handelt.

Absatz 3 sichert den ungehinderten Zugang von Verteidigern, von Bei-
stédnden nach § 69 JGG, von Rechtsanwalten und Notaren sowie den
in § 119 Abs. 4 der Strafprozessordnung genannten Personen und Or-
ganisationen. Besuche und Telefongesprache dieser Personengruppen
hat die Anstalt deshalb - im Rahmen des ihr organisatorisch Zumutba-
ren - ohne Einschrankung in Bezug auf Zeit und Haufigkeit zu gestatten.

Hintergrund dieses weit gefassten Besuchsprivilegs ist der besondere
Vertrauensschutz zu der Gruppe der genannten Berufsgeheimnistrager.

Zu § 19 - Aufenthalte auBerhalb der Anstalt

Die Bestimmung tragt dem Gedanken Rechnung, dass die verhaltnisma-
Big kurze Vollzugszeit intensiv im Hinblick auf eine erzieherische Einwir-
kung auf die Arrestierten genutzt werden soll. Grundsatzlich sollen sich
die Arrestierten wahrend des Vollzugs innerhalb der Anstalt aufhalten
und an den dort angebotenen Mallnahmen teilnehmen. Zur Erreichung
des Vollzugsziels kdnnen aber auch MaRnahmen in Betracht kommen,
die ein Verlassen der Anstalt notwendig machen. Dies sind beispielswei-
se gemeinschaftliche sportliche Malinahmen aufierhalb der Anstalt zum
Aufzeigen neuer Formen der sinnvollen Freizeitgestaltung und zur Star-
kung des Gemeinschaftsgefiihls.

Dariber hinaus kann das interne Angebot durch Veranstaltungen aulRer-
halb der Anstalt sinnvoll erganzt werden. Dies kénnen die Teilnahme an
schulischen, beruflichen oder sonstigen Maflnahmen, wie die Ausiibung
gemeinnutziger Tatigkeiten nach § 14, die kulturelle Betatigung nach § 15
Abs. 1 oder die Wahrnehmung von Suchtpraventionsangeboten sein.

Zu diesem Zweck ermoglicht Absatz 1 ein voribergehendes Verlassen
der Anstalt. Diese Aufenthalte aul’erhalb stehen unter dem Vorbehalt,
dass sie zur Erreichung des Vollzugsziels erforderlich sind. Dies erfor-
dert eine individuelle Prifung unter Berticksichtigung der im Erziehungs-
plan festgestellten Bedarfe.

Im Rahmen der Entscheidung der Geeignetheit fir den Aufenthalt der
Arrestierten auRerhalb der Anstalt werden auch bestehende Flucht- und
Missbrauchsgefahren berlcksichtigt, da die Begehung von Straftaten
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oder eine Nichtriickkehr in die Anstalt das Vollzugsziel gefahrden oder
seine Erreichung unmdglich machen.

Nach Absatz 2 kdnnen Aufenthalte auflerhalb der Anstalt dartber hin-
aus aus wichtigem Anlass gewahrt werden. Dies kommt insbesondere
zur Teilnahme an gerichtlichen Terminen, zur medizinischen Behand-
lung (soweit diese nicht innerhalb der Anstalt erfolgen kann) sowie bei
einer akut lebensgefahrlichen Erkrankung oder dem Tod naher Ange-
hdriger in Betracht.

Absatz 3 Satz 1 ermoglicht es, den Arrestierten fiir die Aufenthalte au-
Rerhalb der Anstalt die nach den Umstanden des Einzelfalles erforder-
lichen Weisungen zu erteilen. Hierdurch kénnen die Aufenthalte naher
ausgestaltet und strukturiert werden. Die Weisungen missen dem Zweck
der MaRnahme Rechnung tragen.

Satz 2 eréffnet der Anstalt die Moglichkeit, eine Begleitung oder standi-
ge und unmittelbare Beaufsichtigung der Arrestierten anzuordnen, so-
weit dies erforderlich ist. Eine Begleitung der Arrestierten kann sowohl
durch Bedienstete als auch durch andere geeignete Personen, zum
Beispiel Ehrenamtliche oder Angehorige erfolgen. Die Begleitung dient
hauptsachlich der Unterstiitzung der Arrestierten und gewahrleistet le-
diglich ein Mindestmal an sozialer Kontrolle. Erscheint eine Begleitung
nicht ausreichend, kann die standige und unmittelbare Beaufsichtigung
der Arrestierten angeordnet werden. Die Beaufsichtigung erfolgt durch
Bedienstete der Anstalt.

Zu § 20 - Seelsorge, religiose Veranstaltungen, Weltanschauungs-
gemeinschaften

Absatz 1 Satz 1 ist Ausdruck der verfassungsrechtlich garantierten Reli-
gionsfreiheit aus Artikel 4 Abs. 1 und 2 GG in Verbindung mit Artikel 140
GG und Artikel 141 Weimarer Reichsverfassung (WRV). Die religiose
Betreuung wird von Seelsorgern der Kirchen und anderer religiéser Ge-
meinschaften ausgeulbt. Sie ist den Arrestierten zu gestatten. Die An-
stalt ist nach § 32 Abs. 3 und § 34 Abs. 3 verpflichtet, die notwendigen
organisatorischen und personellen Voraussetzungen hierfir zu schaf-
fen. DarUber hinaus gibt Satz 2 den Arrestierten ein Recht auf Hilfe bei
der Kontaktaufnahme zu einem Seelsorger. Sie gibt den Arrestanten
hingegen kein Recht auf Seelsorge, da deren Auslbung nicht Aufga-
be der Anstalt ist.

Absatz 2 Satz 1 regelt den Besitz grundlegender religidser Schriften und
von Gegenstanden zum religiésen Gebrauch.

Wegen der besonderen Bedeutung fiur das Grundrecht der Religions-
ausltbung darf nach Satz 2 ein Entzug dieser Schriften und Gegenstan-
de ausschlief3lich bei grobem Missbrauch erfolgen.

Absatz 3 Satz 1 gewahrt den Arrestierten das Recht, an religiésen Ver-
anstaltungen ihres Bekenntnisses in der Anstalt teilzunehmen.

Nach Satz 2 kénnen Arrestierten auch zu religidsen Veranstaltungen
anderer Religionsgemeinschaften zugelassen werden. Anders als fir
die Teilnahme an Veranstaltungen der eigenen Religionsgemeinschaft
bedarf es hierfiir der Zustimmung des Seelsorgers der anderen Religi-
onsgemeinschaft (Artikel 140 GG in Verbindung mit Artikel 137 Abs.3
Satz 1 WRV).
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Mit Ricksicht auf die Bedeutung des Grundrechts diirfen die Arrestier-
ten gemal Absatz 4 nur aus Uberwiegenden Grinden der Sicherheit
oder Ordnung der Anstalt von der Teilnahme an der religidsen Veranstal-
tung ausgeschlossen werden. Die vorherige Anhdrung des Seelsorgers
soll die Berticksichtigung seelsorglicher Gesichtspunkte gewahrleisten.

Absatz 5 erklart die Regelungen Uber Seelsorge, religidse Veranstaltun-
gen, Schriften und Gegenstande auf Weltanschauungsgemeinschaften
entsprechend anwendbar. Sie ist Ausdruck des Gebots der Gleichbehand-
lung von Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften (Artikel 140
GG in verbindung mit Artikel 137 Absatz 7 WRV), das aus der staatlichen
Verpflichtung zu religidéser und weltanschaulicher Neutralitat resultiert.
Der Begriff der weltanschaulichen Bekenntnisse entspricht dem Wort-
laut von Artikel 4 Abs. 1 GG und meint Gedankensysteme, die Uber eine
ahnliche Breite und Geschlossenheit verfiigen wie die bekannten Reli-
gionen. Gemeinschaften, deren Hauptziel auf eine politische oder wirt-
schaftliche Tatigkeit gerichtet ist, sind nicht von der Definition umfasst.

Zu § 21 - Grundsatz

Absatz 1 macht deutlich, dass Sicherheit und Ordnung zwar zur Gewahr-
leistung der Funktionsfahigkeit der Anstalt erforderlich sind und ein zivili-
siertes, menschenwirdiges Zusammenleben der Arrestierten sicherstel-
len sollen, aber dienende Funktion haben. Die Wahrung der Sicherheit
und Ordnung bildet den notwendigen Rahmen, um die Arrestierten in ei-
nem Klima des friedlichen Miteinanders mit den Mitteln der Erziehung zu
erreichen. Die Anstalt hat die Verpflichtung, die Arrestierten durch geeig-
nete MaRnahmen umfassend vor korperlichen Ubergriffen durch ande-
re Arrestierte zu schiitzen. Die Sicherheit der Anstalt sollte, der erziehe-
rischen Ausrichtung des Vollzugs folgend, weniger durch bauliche oder
technische Vorrichtungen hergestellt werden, sondern vielmehr als "so-
ziale Sicherheit" ausgestaltet sein.

Absatz 2 legt fest, dass die den Arrestierten auferlegten Pflichten und
Beschrankungen insbesondere dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit
zu entsprechen haben. Auch sie sind integriert in das Gesamtkonzept
des Vollzugs, das nicht bloRe Anpassung, sondern die kritische Ausei-
nandersetzung mit dem eigenen Verhalten férdern soll. Ziel ist deshalb
die Akzeptanz der Regeln der Gemeinschaft oder zumindest der Res-
pekt vor ihnen aufgrund des Erfahrens und des Erlernens sozialadaqua-
ter Formen der Konfliktbewaltigung. Dies setzt das in Absatz 1 geforder-
te Klima in der Anstalt voraus.

Zu § 22 - Aligemeine Verhaltenspflichten

Die Bestimmung enthalt allgemeine Verhaltenspflichten der Arrestierten.
Sie wird durch weitere Pflichten erganzt, die sich aus praktischen oder
systematischen Griinden an anderen Stellen des Gesetzes finden, wie
etwa die Pflicht, die notwendigen Anordnungen zum Gesundheitsschutz
und zur Hygiene zu befolgen (§ 16 Abs. 1 Satz 5).

Absatz 1 schreibt den Arrestierten eine Mitverantwortung fiir das geord-
nete Zusammenleben in der Anstalt zu und verdeutlicht, dass dieses von
ihrem eigenen Verhalten abhangt und nicht allein durch die Bedienste-
ten hergestellt werden kann.

Nach Absatz 2 missen die Arrestierten Anordnungen auch dann befol-
gen, wenn sie mit diesen nicht einverstanden sind. Diese Gehorsams-
pflicht setzt jedoch stets rechtmafige Anordnungen der Bediensteten
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voraus, welche auf einer eigenen Rechtsgrundlage auf3erhalb des Ab-
satzes 2 beruhen mussen.

Absatz 3 verpflichtet die Arrestierten, die Raume und die ihnen von der
Anstalt Uberlassenen Sachen sorgsam zu behandeln.

Nach Absatz 4 mussen die Arrestierten bestimmte gefahrtrachtige Um-
stédnde ohne schuldhaftes Zégern melden. Diese Meldepflicht folgt aus
dem engen Zusammenleben der Arrestanten und den Verhaltnissen in
der Anstalt, die eine erhdhte gegenseitige Verantwortung begrinden.
Daraus ergibt sich indes keine strafrechtliche Garantenstellung.

Zu § 23 - Reaktionen auf PflichtverstoRe

Dem Umgang mit Pflichtverstofien kommt flir die Erreichung des Voll-
zugsziels eine besondere Bedeutung zu. Die Reaktionen auf Pflichtver-
stdRe bezwecken zum einen die Aufrechterhaltung der Sicherheit und
des geordneten Zusammenlebens in der Anstalt. Gleichzeitig sind sie
als zentrales Element der erzieherischen Gestaltung gemaf § 4 Abs. 1
unverzichtbarer Bestandteil, um den Arrestierten ihr Fehlverhalten, wel-
ches vielfach auch Ursache fiir die Delinquenz in ihrem Alltag ist, be-
wusst zu machen. Die Bestimmung tragt mit einem zweistufigen Sys-
tem zur Aufarbeitung von Konflikten und Grenzen setzender Reaktion
auf Pflichtverstolie einem zeitgemalen Verstandnis von Konfliktrege-
lung Rechnung.

Nach Absatz 1 sollen Konflikte zunachst dadurch gelést werden, dass auf
Pflichtverstdlie der Arrestierten unmittelbar durch erzieherische Gespra-
che reagiert wird. Mit den Arrestierten sind die Ursachen fur das Fehl-
verhalten zu klaren sowie die von diesem ausgehenden Folgen zu ver-
deutlichen. Vielfach fehlt es den Arrestierten an der Fahigkeit, sich einem
strukturierten Tagesablauf einzupassen, eigene Bedurfnisse zurtickzu-
stellen und nicht jedem Impuls nachzugeben und sich an die ihnen auf-
erlegten Verpflichtungen zu halten. Den Arrestierten soll bei Pflichtver-
stéRRen nicht die Gelegenheit gegeben werden, sich zurtickzuziehen und
sich dadurch der Auseinandersetzung mit ihrem Fehlverhalten zu ent-
ziehen. Durch die unverzigliche und intensive Gesprachsintervention
durch die Bediensteten werden die Arrestierten dazu angehalten, sich
aktiv mit den Pflichtverletzungen und den ihnen zugrunde liegenden De-
fiziten, Problem- und Konfliktlagen auseinanderzusetzen. In ihnen soll
das Bewusstsein fir die Notwendigkeit der Einhaltung von Regeln fur
ein sozialvertragliches Zusammenleben und die damit notwendigerwei-
se verbundenen Selbstbeschrankungen geweckt werden.

Absatz 2 Satz 1 sieht grundsétzlich eine einvernehmliche Streitbeilegung
anstelle der Anordnung einer erzieherischen Malinahme vor. Durch die
aktive Mitwirkung der Arrestierten an der Aufarbeitung ihres Fehlverhal-
tens und der ausgleichenden Losung von Konflikten lassen sich vielfal-
tige positive Auswirkungen erzielen. Auch kann das geordnete Zusam-
menleben in der Anstalt hierdurch leichter wieder hergestellt werden.

Vereinbarungen nach Satz 2 kénnen beispielsweise die Verpflichtung
zur Schadenswiedergutmachung, zur Entschuldigung bei Geschadigten,
zur Erbringung von gemeinnutzigen Leistungen oder die Verpflichtung
zum voribergehenden Verbleib im Arrestraum enthalten.

Erfillen die Arrestierten die Vereinbarung, so ist nach Satz 3 die Anord-
nung von erzieherischen MaRnahmen unzulassig.
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Uber das erzieherische Gesprach und einer moglichen Streitbeilegung
hinaus kdnnen nach Absatz 3 Satz 1 erzieherische Malinahmen ange-
ordnet werden, die geeignet sind, den Arrestierten ihr Fehlverhalten be-
wusst zu machen, wenn sich die Arrestierten dem Gesprach verweigern
oder dies allein nicht ausreichend erscheint.

Die Aufzahlung in Satz 2 ist nicht abschlieRend. Weitere, dort nicht aus-
dricklich genannte erzieherische Malinahmen, sind beispielsweise ein
Platzverweis oder das Verfassen eines Aufsatzes. Die erzieherischen
MalRnahmen missen als belastende MaRnahmen verhaltnismaRig sein.
Deshalb passt die Bestimmung die zuldssige Hochstdauer einzelner Maf3-
nahmen an die kurze Zeit des Vollzugs an.

Die Vereinbarungen und die MaRnahmen sollen nach Absatz 4 im Zu-
sammenhang mit der Verfehlung stehen, weil die Arrestierten so besser
verstehen, warum ihnen eine ausgleichende oder eine beschrankende
MaRBnahme auferlegt wird, und sie idealerweise zum Nachdenken und
zur Abkehr von ihrem Fehlverhalten veranlasst werden.

Zu § 24 - Durchsuchung, Absuchung

Absatz 1 gibt der Anstalt die Berechtigung, die Arrestierten, ihre Sachen
und die Arrestraume zu durchsuchen und abzusuchen, um die Sicher-
heit und Ordnung aufrechtzuerhalten. Absuchung von Personen ist ihre
Kontrolle mit technischen oder sonstigen Hilfsmitteln. Hierzu zahlt etwa
die Suche nach Metallgegenstanden mit Detektorrahmen oder Handson-
den oder das Aufsplren von Drogen und Sprengstoff mit Hilfe von Hun-
den. Die Absuchung ist eine Uberwachungsmafinahme ohne Eingriff in
den Intimbereich, die auch von Bediensteten des anderen Geschlechts
vorgenommen werden kann. Durchsuchung von Personen ist die Suche
nach Sachen oder Spuren auf, in oder unter der Kleidung sowie auf der
Korperoberflache und in Kérperhdhlen und Korperéffnungen, die ohne
einen Eingriff mit medizinischen Hilfsmitteln festzustellen sind. Absatz 1
gestattet nur die Durchsuchung mittels Abtasten der Kleidung und des
Kopfes sowie die Einsicht in Kérperdffnungen des Kopfes. Auf die sexu-
elle Identitat der Arrestierten ist Rucksicht zu nehmen.

Absatz 2 enthalt Regelungen zur kérperlichen Durchsuchung der Arres-
tierten, die mit deren Entkleidung verbunden sind. Hierbei handelt es
sich um die Durchsuchung von Personen auf der Kérperoberflache und
in Kérperhdhlen und Kérperéffnungen, die ohne einen Eingriff mit medi-
zinischen Hilfsmitteln festzustellen sind. Die MaRnahme darf abgesehen
von Fallen der Gefahr im Verzug nur von dem Leiter der Anstalt ange-
ordnet werden. Er kann diese Befugnis jedoch nach § 33 Abs. 1 Satz 2
auf andere Bedienstete Ubertragen. Aus der Einzelfallanordnung einer
mit einer Entkleidung verbundenen koérperlichen Durchsuchung von Ar-
restierten missen stets Grund, Zeit, Ort, Art und Umfang der Mafl3nah-
me ersichtlich werden. Auch bei dieser Form der Durchsuchung gelten
nach Satz 2 die Grundsatze von Absatz 1 Satz 2 und 3.

Absatz 3 beruht auf den gleichen Erwagungen wie § 85 Abs. 3 Thir-
JVollzGB, wonach Aufenkontakte nicht selten zum Einbringen verbote-
ner Gegenstande genutzt werden. Die Formulierung "in der Regel" tragt
dem VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz Rechnung, wobei in Fallen, in wel-
chen nach dem Ermessen des Bediensteten eine Gefahr ausgeschlos-
sen werden kann, eine Durchsuchung unterbleibt.
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Zu § 25 - MaBnahmen zur Feststellung von Suchtmittelgebrauch

Satz 1 enthalt die Rechtsgrundlage, um zur Aufrechterhaltung der Si-
cherheit oder Ordnung oder aus Grinden der Gesundheitsvorsorge Mal3-
nahmen anordnen zu kénnen, die geeignet sind, den Gebrauch von ver-
botenen Suchtmitteln festzustellen.

Nach Satz 2 sind kérperliche Eingriffe zu diesem Zweck nicht gestattet.
Zu § 26 - Besondere SicherungsmafRnahmen

Die Bestimmung regelt die besonderen SicherungsmalRnahmen, die pra-
ventiv der Abwehr von konkreten Gefahren fiir Personen oder Sachen
dienen, die von den Arrestierten ausgehen. Nach dem Grundsatz der
VerhaltnismaRigkeit dlirfen die besonderen SicherungsmalRnahmen nur
insoweit und so lange aufrechterhalten werden, als es ihr Zweck erfor-
dert. Absatz 1 sieht als Anordnungsvoraussetzung das Erfordernis ei-
ner Gefahr "in erhéhtem Male" vor.

Absatz 2 nennt die zuldssigen besonderen Sicherungsmalnahmen.
Nummer 1 ermdglicht den Entzug oder die Vorenthaltung von Gegen-
stédnden, deren Besitz objektiv zur Begriindung oder Aufrechterhaltung
einer Gefahr im Sinne des Absatzes 1 beitragt oder beitragen kdnnte.
Die Beobachtung der Arrestierten nach Nummer 2 ist nicht auf die Nacht-
zeit beschrankt, da Gefahrdungssituationen unabhangig von der Tages-
zeit eintreten kénnen. Die Beobachtung kann durch technische Hilfsmit-
tel (Videoliberwachung) erfolgen. Nummer 3 sieht die Moglichkeit der
- regelmanig nur kurzzeitigen - Trennung von allen anderen Arrestierten
vor. Nummer 4 sieht als letztes mégliches Mittel zur Unterbringung die-
se in einem besonders gesicherten Arrestraum ohne gefdhrdende Ge-
genstande zu, begrenzt aber im Hinblick auf den Charakter des Arrest-
vollzugs die Dauer der Unterbringung auf maximal 24 Stunden. Diese
Malnahme soll in tatsachlicher und zeitlicher Hinsicht auf besonders
gelagerte Ausnahmefalle beschrankt sein.

Absatz 3 ermdglicht Uber die in Absatz 2 genannten besonderen Siche-
rungsmalfinahmen hinaus unter engen Voraussetzungen eine Fesselung
der Arrestierten als ultima ratio. Zu denken ist hier vor allem an hoch-
gradig aufgebrachte Arrestierte.

Nach Satz 1 ist die Fesselung nur dann zul&ssig, wenn sie zur Abwehr
einer Selbsttétung oder erheblichen Selbstverletzung unerlasslich ist,
also nicht durch andere Malinahmen ersetzt werden kann. Die Fesselung
darf nur im besonders gesicherten Arrestraum und nur voribergehend,
das heif3t in der Regel Minuten oder allenfalls wenige Stunden, erfolgen.

Satz 2 fordert in diesen Fallen eine standige und unmittelbare Uberwa-
chung als zusatzliche SchutzmalRnahme fiir die Arrestierten.

Nach Satz 3 muss unverzuglich eine arztliche Untersuchung herbeige-
fihrt werden. Dementsprechend ist unmittelbar nach erfolgter Fesselung
ein Arzt zu verstandigen, um den aktuellen Gesundheitszustand abzu-
klaren. Zudem ist eine Entscheidung Uber die Vollzugstauglichkeit ge-
maRk § 7 Abs. 5 einzuholen.

Nach Absatz 4 ist die Absonderung aufgrund der Gefahr einer uner-

winschten Isolationswirkung nur ausnahmsweise langer als 24 Stun-
den zulassig.
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Absatz 5 Satz 1 regelt die Anordnungskompetenz des Leiters der An-
stalt fir besondere Sicherungsmafinahmen. Auch diese kann er gemaf
§ 33 Abs. 1 Satz 2 auf andere Bedienstete Uibertragen.

Bedienstete, auf die eine solche Ubertragung nicht erfolgt ist, kénnen
MaRnahmen unter den Voraussetzungen des Satz 2 nur vorlaufig anord-
nen. Sie sind gehalten, unverziglich die Entscheidung des Anordnungs-
berechtigten einzuholen.

Absatz 6 schreibt den Anordnungsbefugten die aktenkundig zu begrin-
dende Erdffnung der Sicherungsanordnung gegenuber den Arrestier-
ten vor.

Absatz 7 Satz 1 stellt eine besondere Auspragung des Grundsatzes der
VerhaltnismaRigkeit dar. Mit Blick auf die kurze Dauer des Vollzugs und
wegen der Schwere des Eingriffs wird hier eine Uberpriifung im Abstand
von wenigen Stunden geboten sein.

Satz 2 normiert eine Berichtspflicht bei den besonders gravierenden Ein-
griffen der Fixierung nach Absatz 3.

Um die Folgen einer Isolation wahrend der Absonderung oder der Un-
terbringung im besonders gesicherten Arrestraum zu minimieren, sind
die Arrestierten gemall Absatz 8 wahrend dieser Zeit in besonderem
Mal3e zu betreuen.

Arrestierte, gegen die eine besondere Sicherungsmafinahme gemaf Ab-
satz 2 Nummer 4 angeordnet worden ist, sind gemaf Absatz 9 Satz 1
von einem Arzt aufzusuchen, sofern die SicherungsmalRnahme langer
als zwei Stunden andauert.

Nach Satz 2 ist die regelmaflige Anhdrung eines Arztes bei der Uber
24 Stunden hinausgehenden Absonderung von Arrestierten erforderlich.

Zu § 27 - Begriffshestimmungen, allgemeine Voraussetzungen

Absatz 1 enthalt Begriffsbestimmungen. Die Definition des unmittelba-
ren Zwangs in Satz 1 entspricht derjenigen des allgemeinen Sicherheits-
und Ordnungsrechts. Der unmittelbare Zwang beruht auf dem staatlichen
Gewaltmonopol. Staatliche Zwangsanwendungen kbnnen demnach nur
solche Bedienstete ausuben, die hoheitliche Aufgaben wahrnehmen dir-
fen. Dies sind in der Regel Angehdérige des 6ffentlichen Dienstes, die in
einem offentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhaltnis stehen (Arti-
kel 33 Abs. 4 GG).

Satz 2 definiert die korperliche Gewalt, Satz 3 benennt Hilfsmittel und
Waffen.

Absatz 2 Satz 1 erlaubt als Hilfsmittel der korperlichen Gewalt nur dienst-
lich zugelassene Reizstoffe und Fesseln.

Nach Satz 2 ist der Gebrauch von Waffen im Rahmen des unmittelba-
ren Zwangs generell ausgeschlossen.

Die Absatze 3 bis 5 enthalten die allgemeinen Voraussetzungen, unter
denen Bedienstete unmittelbaren Zwang anwenden diirfen.

Absatz 3 legt fest, dass unmittelbarer Zwang nur zur Durchsetzung recht-
maRiger MalRnahmen zulassig und zudem ultima ratio ist. Zunachst ha-

Drucksache 6/5827

43



Drucksache 6/5827 Thiiringer Landtag - 6. Wahlperiode

ben die Bediensteten zu versuchen, die Arrestierten auf andere Weise
zu einem ihren Pflichten entsprechenden Verhalten zu bewegen. Sie
sind zur Anwendung unmittelbaren Zwangs erst dann befugt, wenn sie
ihre Aufgabe mit anderen Mitteln nicht erflillen kdnnen.

Absatz 4 gibt den Bediensteten auch gegenuber Dritten das Recht, un-
mittelbaren Zwang anzuwenden, wenn sie Arrestierten zu befreien oder
in den Anstaltsbereich widerrechtlich einzudringen versuchen oder sich
dort unbefugt aufhalten. Die Anstalt wird hierdurch in die Lage versetzt,
auch gegenlber anderen Personen, die sich in ihren Wirkungsbereich
begeben haben, die Erfillung ihrer Aufgaben durchsetzen zu kénnen.

Absatz 5 stellt klar, dass die Befugnis zur Anwendung unmittelbaren
Zwangs aufgrund anderer Vorschriften durch die dazu bestimmten Ho-
heitstrager unberthrt bleibt. Dasselbe gilt fir die Auslibung von Not-
wehr-, Notstands-, Verfolgungs- und Festnahmerechten. Die Beamten
tragen nach § 36 Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG), der
unmittelbar auch fir Landesbeamte gilt, die persénliche Verantwortung
fur die RechtmaRigkeit der von ihnen durchgefiihrten MaRnahmen des
unmittelbaren Zwangs. Handeln sie allerdings auf Anordnung ihrer Vor-
gesetzten, werden sie unter den weiteren Voraussetzungen des § 36
Abs. 2 und 3 BeamtStG von dieser Verantwortung entlastet. Flr eine
landesrechtliche Regelung dieser Materie ist daneben kein Raum.

Zu § 28 - Grundsatz der VerhéltnismaBigkeit, Androhung

Die Bestimmung enthalt den unter anderem auch im allgemeinen Si-
cherheits- und Ordnungsrecht geltenden Grundsatz, dass nur solche
Maflinahmen angewendet werden dirfen, die geeignet, erforderlich
und zweckmaRig sind, das angestrebte Ziel zu erreichen. Dies bedeu-
tet auch, dass eine Mallnahme nur so lange und so weit durchgefiihrt
werden darf, wie ihr Zweck es erfordert. Absatz 1 statuiert die Wahl des
mildesten Mittels, Absatz 2 eine Folgenabschatzung.

Nach Absatz 3 Satz 1 hat der Anwendung unmittelbaren Zwangs wegen
der Schwere des drohenden Eingriffs grundsatzlich eine "Vorwarnung"
in Form der Androhung vorauszugehen. Die Androhung dient dazu, den
Konflikt zu entscharfen.

In Ausnahmefallen kann unmittelbarer Zwang nach Satz 2 allerdings
sofort angewendet werden, etwa wenn die Anwendung unmittelbaren
Zwangs bei vorheriger Androhung zu spat kdme oder wenn unmittelba-
rer Zwang sofort angewendet werden muss, um eine Straftat zu verhin-
dern oder eine gegenwartige Gefahr abzuwenden.

Absatz 4 entspricht dem § 97 Strafvollzugsgesetz beziehungsweise § 60
Thuringer Polizeiaufgabengesetz. Vollzugsbeamte, die auf Anordnung
unmittelbaren Zwang anwenden, sind von ihrer rechtlichen Verantwort-
lichkeit freigestellt, wenn hierdurch eine Straftat begangen wurde, die
sie nicht erkannt haben und die offenkundig nicht erkennbar war. Satz 4
stellt klar, dass es sich um eine von den allgemeinen beamtenrechtli-
chen Bestimmungen abweichende Regelung handelt.

Zu § 29 - Einleitung nachsorgender MaBnahmen, Entlassungsbei-
hilfe

Absatz 1 unterstreicht den Grundsatz der Hilfe zur Selbsthilfe und ver-

pflichtet die Anstalt, zur Unterstitzung der Arrestierten tatig zu werden.
In enger Zusammenarbeit mit dem Jugendamt und den Tragern der frei-
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en Jugendhilfe berat sie die Arrestierten bei der Einleitung von nachsor-
genden Malnahmen. Hier ist zunachst das Bewusstsein der Arrestierten
fur die Notwendigkeit solcher Malinahmen zu entwickeln und zu starken.
Es ist von entscheidender Bedeutung flr die kiinftige Straffreiheit der Ar-
restierten, dass die Hilfegewahrung unmittelbar nach Beendigung des
Vollzugs am Wohnort einsetzen kann. Deshalb muss die Anstalt recht-
zeitig den Kontakt zu den entsprechenden Behorden oder Hilfseinrich-
tungen herstellen. Die Einleitung nachsorgender Malinahmen kann sich
je nach Lage des Falles auf eine ambulante oder stationare Nachsorge
beziehen. Im Regelfall erfolgt die Einleitung dieser Malknahmen in en-
ger Abstimmung mit dem Jugendamt.

Auf Wunsch des Arrestierten oder Personensorgeberechtigten kann die
Anstalt auch nachsorgende MalRhahmen anbieten.

Absatz 2 hat den Zweck, den Entlassungszeitpunkt so festzusetzen, dass
die Arrestierten nicht zu einer unginstigen Tageszeit entlassen werden
oder schulische, berufliche oder sonstige soziale Nachteile erleiden. Die
Entscheidung trifft die Anstalt unter Beriicksichtigung der Verkehrsver-
bindungen zum Wohnort.

Nach Absatz 3 kann bedurftigen Arrestierten eine Entlassungsbeihilfe in
Form eines Reisekostenzuschusses oder einer sonstigen Unterstiitzung
gewahrt werden. Im Regelfall sollten Hilfen nach dieser Bestimmung ent-
behrlich sein, weil Jugendamter oder Sozialbehdrden entsprechend ih-
rer gesetzlichen Verpflichtung die notwendigen Mittel bereitstellen. Die
Erstattung der Fahrkosten zum Wohnort diirfte den Hauptanwendungs-
fall dieser Bestimmung bilden, da viele Arrestierte nicht Uber die erfor-
derlichen Mittel verfugen.

Zu § 30 - Schlussbericht, Entlassungsgesprach

Die Bestimmung verpflichtet die Anstalt, zum Ende des Vollzugs einen
Schlussbericht zu erstellen und diesen mit den Arrestierten im Rahmen
eines Entlassungsgespraches zu erdrtern.

Absatz 1 enthalt einen Mindestkatalog von Angaben, die der Schluss-
bericht zu enthalten hat. Dazu gehéren neben einer Ubersicht liber den
Vollzugsverlauf Aussagen zur Personlichkeit und zu den gegenwarti-
gen Lebensumsténden der Arrestierten, zu ihrer Mitwirkung an der Er-
reichung des Vollzugsziels, die Einschatzung des weiteren Hilfebedarfs
sowie Vorschlage zu Auflagen und Weisungen im Falle einer Bewah-
rungsunterstellung. Die Anstalt erarbeitet hierzu regelmanig Vorschlage.
Der Schlussbericht dient dazu, die Uber die Arrestierten zusammenge-
tragenen Erkenntnisse in komprimierter Form den weiter mit den Arres-
tierten befassten Stellen zur Verfigung stellen zu kdnnen. So wird eine
nahtlose Fortsetzung der fur erforderlich gehaltenen Hilfen gewahrleis-
tet. Der Schlussbericht ist ein wichtiges Element der Zusammenarbeit
der Anstalt mit den in § 6 genannten Stellen.

Absatz 2 sieht vor, dass der Inhalt des Schlussberichtes den Arrestier-
ten in einem Entlassungsgesprach zu erlautern ist. Dieses Gesprach ist
eine wichtige Standortbestimmung fur die Arrestierten, da ihnen anhand
des Berichtes deutlich gemacht wird, ob und inwieweit sie das Vollzugs-
ziel erreicht haben und welchen weiteren Hilfebedarf die Anstalt sieht.
Diese Rickmeldung ist eine wesentliche MalRnahme zur Erziehung der
Arrestierten. Die Anstalt hat sich daher gentigend Zeit fiir das Gesprach
zu nehmen und den Arrestierten gegebenenfalls eindringlich die Notwen-
digkeit weitergehender Malinahmen vor Augen zu fihren.
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Absatz 3 Satz 1 schreibt vor, den Schlussbericht zu den Vollzugs- und
Strafakten zu nehmen.

Nach Satz 2 erhalten auch die Jugendgerichtshilfe oder im Falle einer
Bewahrungsaufsicht die Bewahrungshilfe sowie die Arrestierten und die
Personensorgeberechtigten auf deren Wunsch eine Ausfertigung des Be-
richts. Mit Zustimmung der Arrestierten kann die Anstalt Abschriften des
Berichtes auch an freie Trager der Jugendhilfe ibersenden.

Zu § 31 - Beschwerderecht

Absatz 1 gibt den Arrestierten das Recht, sich mit ihren Anliegen an die
Anstaltsleitung zu wenden. Dies kann schriftlich oder mindlich gesche-
hen, jedoch wird das persdnliche Gesprach den Hauptanwendungsfall
dieser Bestimmung bilden. Die Gewahrleistung dieses Rechts im Ein-
zelnen regelt die Anstaltsleitung im Rahmen ihres pflichtgemafRen Er-
messens. Anders als in Absatz 2 steht dieses Recht den Arrestierten
jedoch nicht nur in eigenen Angelegenheiten zu. Beschwerden allge-
meiner Art oder Anliegen zugunsten Dritter kdnnen sie ebenfalls an die
Anstaltsleitung herantragen, da im Arrest, anders als im Jugendstrafvoll-
zug, die Bildung einer Interessenvertretung mit Blick auf die kurze Ver-
weildauer und die groRe Fluktuation der Arrestanten nicht mdglich ist.
Es handelt sich nicht um einen férmlichen Rechtsbehelf, sondern um
die rechtlich garantierte Moglichkeit der Arrestierten, im Gesprach mit
der Anstaltsleitung Problem- und Konfliktidsungen zu erreichen. Inso-
fern beschrankt sich der Anwendungsbereich der Bestimmung nicht auf
Falle, in denen sich Arrestierte wegen Verletzung ihrer Rechte an die
Anstaltsleitung wenden, sondern bezieht insbesondere Falle ein, in de-
nen Arrestierte Wiinsche dufern oder Schwierigkeiten artikulieren wol-
len. Damit gewahrleistet Absatz 1 ein Mittel der einvernehmlichen Kon-
fliktldsung. Zwar steht es den Arrestierten frei, sich gleichzeitig an die
Gerichte, den fiir Petitionen zustandigen Ausschuss des Landtags oder
an andere Stellen zu wenden, jedoch werden sie mit Blick auf die kurze
Dauer des Vollzugs und die im Vergleich dazu lange Dauer solcher Ver-
fahren von dieser Moglichkeit fast nie Gebrauch machen. Deshalb hat
das personliche Gesprach mit der Anstaltsleitung hier eine noch grofie-
re Bedeutung zur Konfliktregelung als im Jugendstrafvollzug.

Absatz 2 stellt sicher, dass die Arrestierten bei einer Besichtigung der
Anstalt durch Vertreter der Aufsichtsbehdrde ihre Anliegen vortragen
kénnen.

Absatz 3 stellt klar, dass die Moéglichkeiten, eine Dienstaufsichtsbe-
schwerde einzureichen oder gerichtlichen Rechtsschutz in Anspruch zu
nehmen, neben den Gesprachs- und Anhdérungsrechten nach Absatz 1
und 2 bestehen bleiben.

Zu § 32 - Einrichtung und Ausstattung der Anstalt

Nach der bisherigen Regelung des § 90 Abs. 2 JGG wird Jugendarrest
in Jugendarrestanstalten oder Freizeitarrestraumen der Landesjustizver-
waltung vollzogen. Absatz 1 stellt klar, dass der Arrest in Jugendarres-
tanstalten der Justizverwaltung vollzogen wird. Er kann daher weder in
Justizvollzugsanstalten noch in Freizeitarrestraumen der Landesjustiz-
verwaltung durchgefihrt werden. Auch die Nutzung der Anstalt fur den
Vollzug von Jugendstrafe ist damit ausgeschlossen.

Die Festsetzung der Belegungsfahigkeit nach Absatz 2 dient der Sicher-
stellung der Rahmenbedingungen, unter denen das Vollzugsziel erreicht
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und die Aufgaben des Vollzugs erflillt werden konnen, da die personel-
len und sachlichen Mittel der Anstalt nach der Belegungsfahigkeit be-
messen werden.

Absatz 3 schreibt vor, dass bedarfsgerechte Einrichtungen zur Durch-
fuhrung von Gruppen- und Einzelmaflnahmen vorzusehen sind, um die
materiellen Vorgaben der gesetzlichen Konzeption organisatorisch um-
zusetzen. Die rdumliche und technische Ausstattung der Anstalt hat sich
an den Standards von Erziehungseinrichtungen zu orientieren.

Zu § 33 - Anstaltsleitung

Die Anstaltsleitung ist gemaR Absatz 1 Satz 1 fur die Organisation der
Anstalt und die Ausgestaltung des Vollzugs, insbesondere fiir dessen
konzeptionelle Ausrichtung und Fortentwicklung, verantwortlich. Sie fuhrt
die Bediensteten und steuert die Anstalt durch Aufsicht und Controlling.
Dariliber hinaus vertritt die Anstaltsleitung die Anstalt nach auflen und
reprasentiert sie in der Offentlichkeit.

Nach Satz 2 kann sie Aufgaben und Befugnisse auf andere Bedienste-
te delegieren. In der Regel geschieht dies durch den Geschaftsvertei-
lungsplan. Die Bediensteten werden im Auftrag der Anstaltsleitung tatig.
Eine Ubertragung ist grundséatzlich auch dann méglich, wenn das Gesetz
einzelne Aufgaben ausdriicklich der Anstaltsleitung zuweist; in diesem
Fall wird allerdings eine besonders sorgfaltige Priifung erfolgen missen.

Nach Satz 3 kann sich die Aufsichtsbehérde die Zustimmung zur Uber-
tragung vorbehalten.

Bislang bestimmte § 90 Abs. 2 Satz 2 JGG den Jugendrichter am Ort
des Vollzugs zum Vollzugsleiter. Dieser ist nach § 85 Abs. 1 JGG auch
zugleich Vollstreckungsleiter. Absatz 2 greift diese Regelung auf und re-
gelt die Auswahl der Anstaltsleitung fur den Fall, dass am Ort des Voll-
zugs kein Jugendrichter oder dort mehrere tatig sind.

Abweichend von Absatz 2 sieht Absatz 3 Satz 1 vor, dass die Aufsichts-
behdrde auch einen Beamten des héheren oder des gehobenen Diens-
tes zur Anstaltsleitung bestellen kann. Macht sie von dieser Mdglichkeit
Gebrauch, so ist der Vollstreckungsleiter des § 85 Abs. 1 JGG nicht zu-
gleich Leiter der Anstalt. Letzterer hat in diesen Fallen eng mit dem Voll-
streckungsleiter zusammenzuarbeiten, um von ihm fur erforderlich ge-
haltene vollstreckungsrechtliche Malnahmen anzuregen. Die Bestellung
eines Beamten zur Anstaltsleitung ist mdglich, da die Lander im Rah-
men der Foderalismusreform seit dem 1. September 2006 die Kompe-
tenz auch fir die Regelung dieser Materie haben und die Regelung des
§ 90 Abs. 2 Satz 2 JGG ersetzen kdnnen. Bei der Auswahl des Beamten
gelten dieselben Anforderungen wie in § 37 JGG. Die Befahigung zum
Richteramt wird nicht gefordert, da die Position in einer erzieherisch aus-
gerichteten Anstalt auch von einem Psychologen oder einem anderen
Fachdienst ausgefillt werden kann. Satz 2 stellt klar, dass auch bei Tren-
nung von Vollstreckungs- und Vollzugsleitung die Abgaberegelung des
§ 85Abs. 1 JGG anzuwenden ist und eine Abgabe der Vollstreckungslei-
tung an den Jugendrichter zu erfolgen hat, der am Ort des Vollzugs nach
der Geschaftsverteilung des betreffenden Amtsgerichts zustandig ist.

Zu § 34 - Personelle Ausstattung, arztliche Versorgung, Seelsorge

Absatz 1 Satz 1 stellt klar, dass das Ziel des Vollzugs nur erreicht wer-
den kann, wenn die Anstalt angemessen mit Personal ausgestattet wird.
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Nur dann ist sie in der Lage, sowohl die zur Erreichung des Vollzugsziels
notwendigen MalBnahmen durchzufiihren als auch den Erfordernissen
von Sicherheit und Ordnung gerecht zu werden. Die Personalausstattung
muss die Besonderheiten der Anstalt und der Arrestierten bertcksich-
tigen. Bei Bedarf ist auf externe Krafte, insbesondere aus ambulanten
Einrichtungen, zurlickzugreifen. Die erforderliche erzieherische Betreu-
ung und die Durchflihrung von Gruppenmafnahmen miissen auch in
der Freizeit und am Wochenende gewabhrleistet sein. Die Dienstplanung
ist so zu gestalten, dass auch in den spaten Nachmittags- und Abend-
stunden sowie am Wochenende und an Feiertagen ausreichend Perso-
nal zur Betreuung der Arrestierten zur Verfligung steht.

Satz 2 hebt hervor, dass die Bediensteten flr die erzieherische Gestal-
tung des Vollzugs geeignet und qualifiziert sein missen. Sinnvoll ist es,
sie durch gezielte Aus- und FortbildungsmafRnahmen auf die Arbeit mit
Arrestierten vorzubereiten.

Nach Absatz 2 sollen Fortbildungsmaflinahmen einen angemessenen
Qualitatsstandard sichern und einen professionellen Umgang mit den
Arrestierten gewahrleisten. Ein Rechtsanspruch einzelner Bediensteter
auf Teilnahme an bestimmten Fortbildungsveranstaltungen besteht nicht.

Absatz 3 verpflichtet die Anstalt, die arztliche Versorgung und die seel-
sorgerische Betreuung der Arrestierten sicherzustellen.

Die Bestimmung schafft die Grundlage fiir die Organisation der arztli-
chen Versorgung, verzichtet jedoch darauf zu bestimmen, wie und durch
wen diese sichergestellt wird, um nach den jeweiligen Gegebenheiten
eine nebenamtliche oder vertragsarztliche Versorgung zu ermdglichen.

Da aufgrund der geringen Anzahl der Arrestierten, der hohen Fluktuati-
on und der kurzen Vollzugsdauer ein Seelsorger weder im Hauptamt be-
stellt noch vertraglich verpflichtet werden kann, ist die seelsorgerische
Betreuung auf andere Weise zuzulassen.

Zu § 35 - Hausordnung

Zweck der Hausordnung ist es insbesondere, die Rechte und Pflich-
ten der Arrestierten sowie den strukturierten Tagesablauf als besonders
wichtige Elemente des taglichen Anstaltslebens zu verdeutlichen. Die
Hausordnung darf nur Beschrankungen enthalten, die ihre Grundlage
in gesetzlichen Vorschriften finden. Nach § 7 Abs. 2 Satz 2 wird den Ar-
restierten im Rahmen des Aufnahmeverfahrens ein Exemplar der Haus-
ordnung ausgehandigt.

Zu § 36 - Aufsichtsbehorde, Vollstreckungsplan, Vollzugsgemein-
schaften

Absatz 1 regelt, wer die Aufsicht (iber die Anstalten fiihrt. Die Aufsichts-
behorde kann sich externen Sachverstands bedienen.

Nach Absatz 2 legt die Aufsichtsbehdrde die 6rtliche und sachliche Zu-
standigkeit der Anstalten fest. Dies tragt rechtsstaatlichen Erfordernis-
sen Rechnung

Nach Absatz 3 kann Jugendarrest im Wege von Vollzugsgemeinschaf-

ten auch in Anstalten der Justizverwaltungen anderer Lander vollzo-
gen werden.

48



Thuringer Landtag - 6. Wahlperiode

Zu § 37 Beirat

Die Bestimmung sieht die Méglichkeit der Einrichtung eines Beirates fur
die Jugendarrestanstalt vor. Fur die Ausgestaltung ist § 115 ThurJVollz-
GB entsprechend anwendbar.

Zu § 38 Kriminologische Forschung

Die Forschung des Kriminologischen Dienstes nach Absatz 1 dient der
Weiterentwicklung und Verbesserung des Behandlungsangebotes im Ju-
gendarrest, um den Arrestierten ein straffreies Leben in sozialer Verant-
wortung zu ermdglichen. In regelmafigen Abstanden werden der Jugend-
arrest und seine Behandlungsmaflnahmen auf ihre Wirkung bezlglich
Sozial- und Legalbewahrung evaluiert und Empfehlungen zur Behand-
lung der Arrestierten abgegeben.

Nach Absatz 2 sind die im Bereich der Strafprozessordnung geltenden
Regeln bei der Ubermittlung personenbezogener Daten zu Forschungs-
zwecken entsprechend anwendbar. Dies gilt auch fir elektronische ge-
speicherte personenbezogene Daten.

Zu § 39 - Datenschutz

Die Vorschrift stellt eine Rechtsgrundverweisung auf die entsprechen-
den datenschutzrechtlichen Bestimmungen des Abschnitts 22 des Thu-
ringer Justizvollzugsgesetzbuches dar.

Zu § 40 - Grundsatz

Die Bestimmung benennt alle in Betracht kommenden sonstigen Formen
des Arrests, namlich den Freizeit- und Kurzarrest (Nummer 1), den Nicht-
befolgungsarrest (Nummer 2) und den Jugendarrest neben Jugendstra-
fe (Nummer 3, sogenannter Warnschussarrest) und bestimmt die grund-
satzliche Anwendbarkeit der Bestimmungen Uber den Dauerarrest, soweit
in §§ 41 bis 43 nichts anderes bestimmt ist.

Zu § 41 - Freizeit- und Kurzarrest

Die Bestimmung tragt dem Umstand Rechnung, dass sich die Arrestier-
ten im Freizeit- und Kurzarrest nur wenige Tage, haufig nur ein Wochen-
ende, in der Anstalt befinden.

Absatz 1 bestimmt, dass auch bei einem sehr kurzen Aufenthalt dieser
nicht auf ein blofRes "Wegsperren" beschrankt sein darf. Insoweit sind
auch hier geeignete Malnahmen im Sinne von § 5 Abs. 3 anzubieten.
Gleichwohl kommen aufgrund der Kirze des Vollzugs nicht alle Maf-
nahmen in Betracht, die den Arrestierten im Vollzug des Dauerarrests
zur Verfugung stehen, sondern nur solche, die in der zur Verfiigung ste-
henden Zeit sinnvoll erscheinen.

Absatz 2 regelt Abweichungen von den flir den Vollzug des Dauerarrests
bestimmten Vorgaben, die sich aufgrund der Kiirze der Zeit nicht oder
nur eingeschrankt umsetzen lassen.

Dies betrifft nach Satz 1 die Erstellung eines Erziehungsplans (§ 8 Abs. 2)
und die regelmaRige Erstellung eines Schlussberichts (§ 30). Gleichwohl
ist auch in diesen Fallen ein Entlassungsgesprach sinnvoll.
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AuBerdem entfallt nach Satz 2 das weitergehende Gesprach nach § 8
Abs. 1 zur Ermittlung des Hilfebedarfs, das Grundlage der Erstellung
des Erziehungsplans ist.

Nach Satz 3 findet eine arztliche Zugangsuntersuchung (§ 7 Abs. 4) nur
dann statt, wenn Anhaltspunkte fur eine Vollzugsuntauglichkeit bestehen.

Zu § 42 - Nichtbefolgungsarrest

Nach Absatz 1 Satz 1 ist es zunachst wesentlich festzustellen, warum
die Arrestierten den Pflichten, die ihnen auferlegt wurden, nicht nach-
gekommen sind. Darauf aufbauend kénnen sodann entsprechende L6-
sungsansatze erarbeitet werden.

Satz 2 bestimmt sodann, dass die Arrestierten dazu angehalten und mo-
tiviert werden sollen, die ihnen erteilten Weisungen oder Anordnungen
zu befolgen und ihre Auflagen zu erfillen. Dies kann in geeigneten Fal-
len auch bereits wahrend des Vollzugs erfolgen.

Absatz 2 modifiziert § 5 Abs. 3 fir den Fall, dass der Arrest angeord-
net wurde, weil die Arrestierten eine Anordnung nicht befolgt haben, die
ihnen nach der Begehung einer Ordnungswidrigkeit auferlegt wurde.

Der Schlussberichtim Nichtbefolgungsarrest hat nach Absatz 3 auch An-
gaben Uber die Befolgung von Weisungen oder Anordnungen sowie die
Erflllung von Auflagen wahrend des Vollzugs zu enthalten. Dies ist we-
sentlich fur mdgliche nachtragliche Entscheidungen des Jugendgerichts.

Absatz 4 berlcksichtigt, dass Nichtbefolgungsarrest auch in der Form
von Kurz- und Freizeitarrest angeordnet werden kann. Insoweit findet
zusatzlich § 41 Anwendung.

Zu § 43 - Jugendarrest neben Jugendstrafe

Absatz 1 stellt klar, dass sich die Gestaltung des Vollzugs und seine Ein-

zelmalnahmen auch an denin § 16a Abs. 1 Nr. 1 bis 3 JGG genannten

Anordnungsgrinden zu orientieren haben. Wird die Verhangung oder

die Vollstreckung der Jugendstrafe zur Bewahrung ausgesetzt, so kann

nach § 16a Abs. 1 JGG abweichend von § 13 Abs. 1 JGG daneben Ju-
gendarrest verhangt werden, wenn dies

"1. unter Berlcksichtigung der Belehrung Uber die Bedeutung der Aus-
setzung zur Bewahrung und unter Bertcksichtigung der Moglichkeit
von Weisungen und Auflagen geboten ist, um dem Jugendlichen sei-
ne Verantwortlichkeit fiir das begangene Unrecht und die Folgen wei-
terer Straftaten zu verdeutlichen,

2. geboten ist, um den Jugendlichen zunachst fiir eine begrenzte Zeit
aus einem Lebensumfeld mit schadlichen Einflissen herauszuneh-
men und durch die Behandlung im Vollzug des Jugendarrests auf die
Bewahrungszeit vorzubereiten, oder

3. geboten ist, um im Vollzug des Jugendarrests eine nachdrickliche-
re erzieherische Einwirkung auf den Jugendlichen zu erreichen oder
um dadurch bessere Erfolgsaussichten fiir eine erzieherische Einwir-
kung in der Bewahrungszeit zu schaffen.”

Absatz 2 verpflichtet die Bewahrungshilfe bereits wahrend des Vollzugs

zu einer Zusammenarbeit, um eine bestmdgliche Vorbereitung der Be-
wahrungszeit nach dem Vollzug zu gewahrleisten.
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Absatz 3 regelt Besonderheiten bei den Au3enkontakten, wenn der Ar-
rest verhangt wurde, um die Arrestierten flr eine begrenzte Zeit aus ei-
nem Lebensumfeld mit schadlichen Einfliissen herauszunehmen.

Absatz 4 bericksichtigt, dass Nichtbefolgungsarrest auch in der Form
von Kurz- und Freizeitarrest angeordnet werden kann. Insoweit findet
zusatzlich § 41 Anwendung. Allerdings ist hier abweichend ein Schluss-
bericht erforderlich.

Zu § 44 - Ersetzung und Fortgeltung von Bundesrecht

Durch die am 1. September 2006 in Kraft getretene Anderung des Grund-
gesetzes (Foderalismusreform) wurde in Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG der
Strafvollzug, einschlief3lich des Vollzugs des Jugendarrests, aus den Ge-
genstanden der konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes herausge-
nommen und auf die Lénder Gibertragen. Nach der Ubergangsregelung
des Artikel 125 a Abs. 1 Satz 1 GG gilt Recht, das als Bundesrecht er-
lassen worden ist, aber wegen der Anderung des Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1
GG nicht mehr als Bundesrecht erlassen werden kdnnte, als Bundes-
recht fort, kann aber durch Landesrecht ersetzt werden. Infolgedessen
hat der Landesgesetzgeber eine Ersetzungsbefugnis, soweit der Bund
Regelungen wegen der Streichung der Materie "Strafvollzug" aus dem
Katalog des Artikels 74 Abs. 1 GG nicht mehr erlassen kénnte. Diese
Ersetzungsbefugnis findet aber dort ihre Grenze, wo nach wie vor allein
eine bundesrechtliche Kompetenz gegeben ist. Die Bestimmung legt des-
halb zur Rechtsklarheit den Regelungsumfang des Landesgesetzes fest.

Zu § 45 - Einschrankung von Grundrechten

Die Bestimmung entspricht dem Zitiergebot des Artikels 19 Abs.1 Satz 2
GG und des Artikels 42 Abs.3 Satz 2 der Verfassung des Freistaats Thi-
ringen.

Zu § 46 - Gleichstellungsbestimmung

Die Vorschrift beinhaltet die Gleichstellungsbestimmung.

Zu § 47 - Inkrafttreten

Die Vorschrift regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes.

Drucksache 6/5827

51



	Thüringer Jugendarrestvollzugsgesetz (ThürJAVollzG)
	A. Problem und Regelungsbedürfnis
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Kosten
	E. Zuständigkeit

	Thüringer Jugendarrestvollzugsgesetz (ThürJAVollzG)
	Inhaltsübersicht
	Erster Abschnitt Anwendungsbereich
	§ 1 Anwendungsbereich

	Zweiter Abschnitt Vollzug des Dauerarrests
	Erster Unterabschnitt Allgemeine Bestimmungen
	§ 2 Ziel des Vollzugs
	§ 3 Stellung der Arrestierten, Mitwirkung
	§ 4 Grundsätze der Vollzugsgestaltung
	§ 5 Maßnahmen erzieherischer Gestaltung
	§ 6 Zusammenarbeit, Einbeziehung Dritter

	Zweiter Unterabschnitt Aufnahme, Planung
	§ 7 Aufnahmeverfahren
	§ 8 Ermittlung des Hilfebedarfs, Erziehungs- und Förderplan

	Dritter Unterabschnitt Unterbringung, Versorgung
	§ 9 Unterbringung während der Einschlusszeiten, Trennungsgebot
	§ 10 Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten
	§ 11 Gewahrsam an Gegenständen
	§ 12 Kleidung
	§ 13 Verpflegung

	Vierter Unterabschnitt Bildung, Beschäftigung, Freizeit
	§ 14 Bildung und Beschäftigung
	§ 15 Freizeit

	Fünfter Unterabschnitt Gesundheitsfürsorge
	§ 16 Gesundheitsschutz und Hygiene

	Sechster Unterabschnitt Außenkontakte
	§ 17 Schriftwechsel, Pakete
	§ 18 Besuche, Telefongespräche
	§ 19 Aufenthalte außerhalb der Anstalt

	Siebter Unterabschnitt Religionsausübung
	§ 20 Seelsorge, religiöse Veranstaltungen, Weltanschauungsgemeinschaften

	Achter Unterabschnitt Sicherheit und Ordnung
	§ 21 Grundsatz
	§ 22 Allgemeine Verhaltenspflichten
	§ 23 Reaktionen auf Pflichtverstöße
	§ 24 Durchsuchung, Absuchung
	§ 25 Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelgebrauch
	§ 26 Besondere Sicherungsmaßnahmen

	Neunter Unterabschnitt Unmittelbarer Zwang
	§ 27 Begriffsbestimmungen, allgemeine Voraussetzungen
	§ 28 Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, Androhung

	Zehnter Unterabschnitt Entlassung, Nachsorge
	§ 29 Einleitung nachsorgender Maßnahmen, Entlassungsbeihilfe
	§ 30 Schlussbericht, Entlassungsgespräch

	Elfter Unterabschnitt Beschwerde
	§ 31 Beschwerderecht

	Zwölfter Unterabschnitt Aufbau und Organisation der Anstalt
	§ 32 Einrichtung und Ausstattung der Anstalt
	§ 33 Anstaltsleitung
	§ 34 Personelle Ausstattung, ärztliche Versorgung, Seelsorge
	§ 35 Hausordnung

	Dreizehnter Unterabschnitt Aufsicht, Beirat
	§ 36 Aufsichtsbehörde, Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften
	§ 37 Beirat

	Vierzehnter Unterabschnitt Kriminologische Forschung, Datenschutz
	§ 38 Kriminologische Forschung
	§ 39 Datenschutz


	Dritter Abschnitt Freizeit- und Kurzarrest, Nichtbefolgungsarrest, Jugendarrest neben Jugendstrafe
	§ 40 Grundsatz
	§ 41 Freizeit- und Kurzarrest
	§ 42 Nichtbefolgungsarrest
	§ 43 Jugendarrest neben Jugendstrafe

	Vierter Abschnitt Schlussvorschriften
	§ 44 Ersetzung und Fortgeltung von Bundesrecht
	§ 45 Einschränkung von Grundrechten
	§ 46 Gleichstellungsbestimmung
	§ 47 Inkrafttreten


	Begründung:
	A. Allgemeines
	B. Zu den einzelnen Bestimmungen
	Zu § 1 - Anwendungsbereich
	Zu § 2 - Ziel des Vollzugs
	Zu § 3 - Stellung der Arrestierten, Mitwirkung
	Zu § 4 Grundsätze der Vollzugsgestaltung
	Zu § 5 - Maßnahmen erzieherischer Gestaltung
	Zu § 6 - Zusammenarbeit, Einbeziehung Dritter
	Zu § 7 - Aufnahmeverfahren
	Zu § 8 - Ermittlung des Hilfebedarfs, Erziehungs- und Förderplan
	Zu § 9 - Unterbringung während der Einschlusszeiten, Trennungs-gebot
	Zu § 10 - Aufenthalt außerhalb der Einschlusszeiten
	Zu § 11 - Besitz von Gegenständen
	Zu § 12 - Kleidung
	Zu § 13 - Verpflegung
	Zu § 14 - Bildung und Beschäftigung
	Zu § 15 - Freizeit
	Zu § 16 - Gesundheitsschutz und Hygiene
	Zu § 17 - Schriftwechsel, Pakete
	Zu § 18 - Besuche, Telefongespräche
	Zu § 19 - Aufenthalte außerhalb der Anstalt
	Zu § 20 - Seelsorge, religiöse Veranstaltungen, Weltanschauungs-gemeinschaften
	Zu § 21 - Grundsatz
	Zu § 22 - Allgemeine Verhaltenspflichten
	Zu § 23 - Reaktionen auf Pflichtverstöße
	Zu § 24 - Durchsuchung, Absuchung
	Zu § 25 - Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelgebrauch
	Zu § 26 - Besondere Sicherungsmaßnahmen
	Zu § 27 - Begriffsbestimmungen, allgemeine Voraussetzungen
	Zu § 28 - Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, Androhung
	Zu § 29 - Einleitung nachsorgender Maßnahmen, Entlassungsbei-hilfe
	Zu § 30 - Schlussbericht, Entlassungsgespräch
	Zu § 31 - Beschwerderecht
	Zu § 32 - Einrichtung und Ausstattung der Anstalt
	Zu § 33 - Anstaltsleitung
	Zu § 34 - Personelle Ausstattung, ärztliche Versorgung, Seelsorge
	Zu § 35 - Hausordnung
	Zu § 36 - Aufsichtsbehörde, Vollstreckungsplan, Vollzugsgemeinschaften
	Zu § 37 Beirat
	Zu § 38 Kriminologische Forschung
	Zu § 39 - Datenschutz
	Zu § 40 - Grundsatz
	Zu § 41 - Freizeit- und Kurzarrest
	Zu § 42 - Nichtbefolgungsarrest
	Zu § 43 - Jugendarrest neben Jugendstrafe
	Zu § 44 - Ersetzung und Fortgeltung von Bundesrecht
	Zu § 45 - Einschränkung von Grundrechten
	Zu § 46 - Gleichstellungsbestimmung
	Zu § 47 - Inkrafttreten



